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Vorwort. 


Der Wunſch nach einer orientirenden Schrift über den 
Bund deutſcher Frauenvereine, ſeine Ziele und ſeine bisherige 
Thätigkeit, iſt ſo häufig und von ſo vielen Seiten ausgeſprochen 
worden, daß ihr uunmehriges Erſcheinen wohl keiner weitern 
Rechtfertigung bedarf. Sie iſt ſelbſtverſtändlich in erſter Linie 
für diejenigen beſtimmt, die dem Bunde und der ganzen Frauen⸗ 
bewegung ferne ſtehen und noch keinen Begriff davon haben, wie 
weit die Organiſation der deutſchen Frauen ſchon gediehen iſt, 
wie viel ſchon geleiſtet worden, wie viel mehr noch erſtrebt wird. 

Das Schriftchen wird aber auch denen nicht unwillkommen 
ſein, die zwar dem Bunde längſt angehören und mit ſeinen Zielen 
vertraut ſind, jedoch keine Gelegenheit hatten, den alle zwei Jahre 
ſtattfindenden General⸗Verſammlungen beizuwohnen und dort einen 
lebendigen, anſchaulichen Eindruck von dem Zuſammenwirken und 
Ineinandergreifen der mannigfaltigen Kräfte zu gewinnen. 

Ein ſolcher Geſammt⸗Eindruck ſoll hier geboten werden, 
eine gedrängte, überſichtliche Anordnung aller Einzelheiten, nebſt 
einer Characteriſirung der Abſichten und Tendenzen, die maß⸗ 
gebend über dem Ganzen walten. 

Zum Hauptinhalte der Schrift wurde durch Vorſtauds⸗ 
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beſchluß vom 2. Juni 1900 der Vortrag beſtimmt, den Frau 
Marie Stritt auf der diesjährigen General-Verſammlung in 
Dresden halten wird. Als Anhang folgt ein kurzer hiſtoriſcher 
Abriß der Thätigkeit jeder einzelnen der acht Arbeits = Kom: 
miſſionen. 

Der letztere muß ſelbſtverſtändlich hier und da wieder— 
holen, was im Vortrage bereits in großen Zügen dargeſtellt iſt. 
Indeſſen glaubte der Vorſtand, die gewünſchte Anſchaulichkeit ge— 
rade dadurch zu erreichen, daß der Leſer, nach vorheriger all— 
gemeiner Orientirung, nun auch noch in die einzelnen Werkſtätten 
hineinblickt, in denen die Beſchlüſſe und Anregungen der General- 
Verſammlungen durchgearbeitet und der Verwirklichung entgegen 
geführt. werden. 


Dresden ⸗München, September 1900, 


Die praktiſche Nutzanwendung der bekannten Fabel von 
dem ſterbenden Vater, der ſeinen Söhnen das Facit ſeiner Lebens⸗ 
erfahrungen an einem erſt zuſammengebundenen, dann gelöſten 
Bündel Pfeile veranſchaulichte, die uralte Weisheit, daß Ein ig⸗ 
keit ſtark macht, iſt niemals in ſolchem Umfang gezogen worden, 
hat niemals eine ſolche weltumfaſſende Bedeutung erlangt, wie in 
unſerer Zeit. Wir ſtehen im Zeichen der Organiſation, des 
äußeren Zuſammenſchluſſes zu gemeinſamem Vorgehen aller durch 
gemeinſame Intereſſen innerlich Verbundenen, im engeren wie im 
weiteſten Sinne. Die wirthf ſchaftliche und ſociale Entwickelung 
des vergangenen Jahrhunderts, die gänzliche Umgeſtaltung der 
Productionsweiſe, der Gütervertheilung, des Weltverkehrs — der 
gegenüber die Leiſtung und Bedeutung des einzelnen Individuums 
immer mehr entwerthet wird und verſchwindet — hat die Kultur— 
menſchheit auf dieſen Weg gewieſen, ja gedrängt, und ſie wird 
für die Zukunft ihr Heil in materieller Beziehung von der fort— 
ſchrittlichen Entwickelung und Ausgeſtaltung des Genoſſenſchafts— 
und Gewerkſchaftsweſens, in ethiſcher Beziehung von einem damit 
in engſter Wechſelwirkung ſtehenden immer mehr vertieften und 
verfeinerten Gemeinſamkeilsbewußtſein zu erwarten haben. 

Auch die Frauen, von den techniſchen und induſtriellen Um— 
wälzungen in Mitleidenſchaft gezogen und aus dem in der 
Enge des Hauſes begrenzten Wirkungskreis auf den Arbeitsmarkt, 
dadurch aber auch zu wirthſchaftlicher Unabhängigkeit, welche die 
geiſtige und moraliſche bedingt, und zur Beſinnung über ſich ſelbſt 
gedrängt, konnten ſich der Nothwendigkeit der Organiſation im 
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Intereſſe der Einzelnen wie der Geſammtheit der Frauen nicht 
lange verſchließen. Ganz ſchüchtern, im Schatten und unter dem 
Schutz kirchlicher Gemeinſchaften, und auf Anregung von dieſen, 
waren ſeinerzeit die erſten Frauenvereine zu Wohlthätigkeitszwecken 
entſtanden, denen dann allmählich ſelbſtſtändige Gründungen zum 
Zweck der materiellen und geiſtigen Hebung und Befreiung des 
eigenen Geſchlechtes folgten. Und zwar waren es naturgemäß 
zunächſt nicht die am ſchwerſten Getroffenen, die Frauen des 
Proletariats, ſondern die immerhin etwas freieren bürgerlichen 
Frauen, die den Weg der Selbſthilfe betraten. Viel ſpäter erſt 
traten die Induſtriearbeiterinnen in eine Bewegung ein, die ſich 
völlig im Rahmen und auf dem Boden des Klaſſenkampfes voll: 
zieht, zunächſt den Sonderintereſſen ihrer Klaſſe dienen ſoll und 
demgemäß vor allem gegen die Ausbeutung der Frauenarbeit, 
gegen die Lohnſklaverei der Induſtriearbeiterin gerichtet iſt, während 
die bürgerliche Frauenbewegung, von dem weiteren und allgemei⸗ 
ineren Standpunkt ausgehend, daß die Frauenfrage aller Frauen 
Frage iſt, in Theorie und Praxis das volle Recht der Perſön⸗ 
lichkeit für alle und nach jeder Richtung anſtrebt. 

Mit geringen Abweichungen iſt dieſe Entwickelung in allen 
Kulturländern ungefähr die gleiche geweſen. Nirgends aber haben 
ſich in ihrem Verlauf ſo ſcharfe Gegenſätze herausgebildet, nirgends 
iſt die bürgerliche Frauenbewegung ſo durch eine förmliche Kluft 
von der proletariſchen getrennt, wie — leider — zum Schaden 
beider bei uns in Deutſchland. Eine verhängnißvolle Einſeitig⸗ 
keit in beiden Lagern war die ſelbſtverſtändliche Folge. Aber 
während die Organiſationen der Arbeiterinnen ſich trotz der kräf— 
tigen Förderung durch ihre männlichen Parteigenoſſen nicht au⸗ 
nähernd in dem Maße entwickelt haben, wie das dringende Be— 
dürfniß es erheiſcht, während ſogar numeriſche Rückſchritte zu con⸗ 
ſtatiren ſind — aus natürlichen Gründen, auf die hier nicht 
näher eingegangen werden kann — hat die bürgerliche Frauen— 
bewegung trotz aller Hemmniſſe, die ihr in den Weg gelegt wur⸗ 
den, trotz Concurrenzfurcht und Superioritätsdünkel unter den 
Männern, trotz Indolenz und Feigheit unter den Frauen ihrer eigenen 
Kreiſe doch immer mehr an Boden gewonnen und ſich beſonders 
im letzten Jahrzehnt auch bei uns mächtig entwickelt. 
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Schon die einzelnen auf lokale Thätigkeit beſchränkten Ver⸗ 
eine haben, wenn auch vielfach ihre Kräfte zerſplitternd und nicht 
überall in klarer Erkenntniß der letzten Conſequenzen, auf ver— 
ſchiedenen Gebieten, zumal in der Erwerbs- und Bildungsfrage 
des weiblichen Geſchlechtes, praktiſch und propagandiſtiſch erfolg— 
reich gewirkt und den Boden für eine gerechtere und harmoniſchere | 
Geſellſchaftsordnung vorbereitet. Einen gewaltigen Schritt nach 
vorwärts, mit dem die deutſche bürgerliche Frauenbewegung in 
ihre bedeutſamſte Entwickelungsphaſe eintrat, bezeichnet aber die 
Organiſation, von deren Entſtehen, Aufgaben und ſtetigem erfreu— 
lichen Wachsthum eine kurze Ueberſicht zu geben die Aufgabe der 
folgenden Blätter ſein ſoll. 

Die Gründung des Bundes deutſcher Frauenvereine im 
Jahre 1894 iſt auf eine Auregung zurückzuführen, die einige 
deutſche Frauen (Frau Anna Simſon, Frau Bieber-Böhm, Fräu⸗ 
lein Auguſte Förſter, Fräulein Dr. Schirmacher) gelegentlich des inter— 
nationalen Frauencongreſſes in Chicago im Jahre 1893 durch 
die Bekanntſchaft mit dem National Council of Women der 
Vereinigten Staaten empfingen. Die Zwecke und Ziele, die lei⸗ 
tenden Ideen und der innere Ausbau dieſer muſtergiltigen, groß— 
artigen Organiſation find daher in ihren allgemeinen Umriſſen 
für unſeren Bund von Anfang an vorbildlich geweſen, wenn er 
auch natürlich die weſentlich abweichenden wirthſchaftlichen, ſocialen 
und politiſchen Verhältniſſe Deutſchlands im Allgemeinen und den 
verſchiedenen Stand der deutſchen und amerikaniſchen Frauen⸗ 
bewegung im Beſonderen berückſichtigen und in Verfolgung dieſer 
Ziele vielfach andere Wege einſchlagen mußte. Als einen weſent⸗ 
lichen und beſonders augenfälligen Unterſchied in der Organi⸗ 
ſation möchte erwähnt werden, daß der amerikaniſche National- 
bund ſich aus lokalen, ſtaatlichen und nationalen Vereinsgruppen 
und Verbänden, unſer Bund dagegen aus Einzelvereinen als 
directen körperſchaftlichen Mitgliedern zuſammenſetzt. Aber in 
Anlehnung, „wenn auch nicht als Nachbeterinnen und Nachtreter— 
innen der amerikaniſchen Frauen“ (wie Frau Anna Simſon in 
ihrer Broſchüre Was der Bund will und was er nicht will 
darlegte) wurde „die Herſtellung eines inneren Zuſammenhanges 
zwiſchen allen Frauenvereinen, welche ihre Arbeit in den Dienſt 
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des Familien- und Volkswohles ſtellen,“ auch von den erſten 
Begründerinnen des Bundes und von denjenigen deutſchen Frauen, 
die ſich mit ihnen zu dieſem Zwecke vereinigten, als allgemeines 
Ziel ins Auge gefaßt und als das grundlegende Princip in den 
Statuten feſtgelegt. 

Damit war zunächſt der Boden für das Programm und 
die Direktive für eine gemeinſame Wirkſamkeit für Vereine der 
verſchiedenſten Tendenzen und Färbungen ein— für allemal ge— 
geben. Nicht das Trennen de, ſondern das Verbindende, 
nicht die Extreme in der Frauenbewegung, ja zunächſt überhaupt 
nicht die moderne Frauenbewegung ſals ſolche, ſondern 
die ſociale Frauenarbeit auf allen Gebieten ſollte 
der Bund deutſcher Frauenvereine repräſentiren. Es 
ergingen demgemäß nicht nur an die im Sinne der Frauenbewegung 
arbeitenden, ſondern auch an die zahlreichen Frauen-Wohlthätig⸗ 
keitsvereine und an die vaterländiſchen Frauenvereine Einladungen 
zu der conſtituirenden Verſammlung, der die erſteren jedoch nur 
ſehr vereinzelt, die letzteren gar nicht entſprachen. Da unter den 
weiteren Begriff der Frauenarbeit im modernen Sinne auch alle pro— 
pagandiſtiſche Thätigkeit für eine beſſere Stellung der Frau in 
Staat und Geſellſchaft fällt, ſo war es nur natürlich, daß in 
erſter Linie unſere fortſchrittlichen Frauenvereine dem jungen 
Bunde beitraten, und zwar in der Hoffnung, durch ein Zuſam— 
menwirken mit den gemäßigten und rückſtändigen Elementen auch 
dieſe für die eigentlichen modernen Frauenbeſtrebungen zu ge— 
winnen, das Verſtändniß für größere ſociale Frauenaufgaben, 
vor Allem für den Gedanken der wirthſchaftlichen, ſocialen und 
ſittlichen Befreiung unſeres Geſchlechtes zu wecken und — dem 
erweiterten Horizont entſprechend — auch das Terrain der ge⸗ 
meinſamen Arbeit nach und nach derart zu erweitern, daß ſchließ— 
lich alle Gebiete der modernen Frauenbewegung darauf Platz 
finden könnten. Wie weit ſich dieſe Hoffnungen in den ſechs 
Jahren ſeines Beſtehens erfüllt haben, wie weit unſer Bund mit 
dem Zeitgeiſt Schritt gehalten hat, überhaupt ſeinen Aufgaben 
gerecht geworden iſt, wird aus einem flüchtigen Ueberblick über 
ſeine bisherige Entwickelung und Thätigkeit klar werden. 

Schon bei ſeiner Gründung drohte übrigens ein fatales 
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Mißverſtändniß dem jungen Bunde verhängnißvoll zu werden. 
Die Erklärung der Präſidentin in ihrer Eröffnungsrede, daß der 
Bund Frauen- und Arbeiterinnenvereine mit ausgeſprochener poli⸗ 
tiſcher Richtung nicht als Mitglieder aufnehmen könne, führte zu 
ſcharfen Auseinanderſetzungen und rief eine gewiſſe Mißſtimmung 
auch in vorläufig unbetheiligten Vereinen hervor — vor allen 
Dingen deßhalb, weil eine einſeitige Auslegung den Haupt⸗ 
accent auf die Arbeiterinnenvereine als ſolche und nicht (wie es 
einzig richtig geweſen wäre und wie es gemeint war) auf deren 
politiſche Tendenz gelegt hatte. Bei dem in den meiſten 
deutſchen Staaten noch zu Recht beſtehenden Ausſchluß der Frauen 
von politiſchen Vereinen und Verſammlungen und bei dem 
Koalitionsverbot wäre durch Zulaſſung politiſcher Vereine möglicher— 
weiſe die Exiſtenz des Bundes gefährdet geweſen. So hätte man 
zwar vielleicht wünſchen können, daß der für alle focial-empfin- 
denden Frauen peinliche und ſchmerzliche Punkt lieber gar nicht 
berührt worden wäre — ihn zur Sprache und Abſtimmung zu 
bringen, war vielleicht unter den obwaltenden Verhältniſſen über— 
flüſſig — aber jedenfalls war zu geharniſchten Proteſten gegen 
eine Maßregel, die gegebenen Falles nothwendig und eine 
Lebensbedingung für den Bund geweſen wäre, kein Grund vor— 
handen. 

Daß der Bund ſich in ſeinen erſten Entwicklungsſtadien 
auf vollkommen neutrales Gebiet beſchränken müſſe, war auch 
den radicalſten Führerinnen vollkommmen klar, da in Ueberein— 
ſtimmung mit dem Prinzip der amerikaniſchen Frauen „gemein 
ſame Bundesarbeit nur dasjenige ſein ſollte, wozu Alle von 
Herzen ihr Zuſtimmung geben würden.“ So wurden bei der erſten 
conſtituirenden Verſammlung in Berlin im März 1894, zu welcher 
34 Vereine aus allen Teilen Deutſchlands Delegirte geſandt 
hatten, zunächſt eine Propaganda und Eingaben an die größeren 
Communen um Errichtung von ſtädtiſchen Kinderhorten und 
eine Agitation für Anſtellung weiblicher Gewerbeinſpec— 
toren in allen deutſchen Bundesſtaaten in Angriff genommen. 
Auch wurde beſchloſſen, die Mäßigkeitsbeſtrebungen in das 
Programm des Bundes aufzunehmen. In der erſteren Frage 
iſt leider ſo gut wie nichts erreicht worden, da die ſtädtiſchen 
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Verwaltungen ſich völlig ablehnend verhielten und dieſes wichtige 
ſociale Gebiet nach wie vor zum größten Theil der freiwilligen 
Hilfsarbeit gemeinnütziger Vereine überlaſſen. So wurde denn 
dicſes Arbeitsgebiet auf der folgenden Generalverſammlung in 
Kaſſel, 1896, fallen gelaſſen, da ſich auch unter den Bundes— 
vereinen nur ein geringes Intereſſe dafür gezeigt hatte. 

Auf der erwähnten conſtituirenden Verſammlung wurden 
auch die Statuten und Geſchäftsordnungen des Bundes berathen 
und beſchloſſen, und der zunächſt aus neun Perſonen beſtehende 
Vorſtand gewählt, als Vorſitzende einſtimmig die verdiente Vor— 
kämpferin der deutſchen Frauenbewegung, Fräulein Aug. Schmidt, 
die Vorſitzende der bis dahin bedeutendſten bürgerlichen Frauen— 
organiſation des Allgemeinen deutſchen Frauenvereins, der durch 
beinahe 30 Jahre die Führung in der deutſchen. Frauenbewegung 
gehabt und, von Louiſe Otto in Leipzig begründet, zuerſt das 
Recht der Frau auf Erwerb, Bildung und volle Anerkennung als 
unabhängige Rechtsperſönlichkeit in Staat und Familie prokla⸗ 
mirt hatte. 

Auf der im Jahre 1895 ſtattgehabten Generalverſammlung 
in München gehörten bereits 65 Vereine dem Bunde als Mit— 
glieder an. Dieſe Verſammlung ergab auch inſoweit einen er— 
freulichen und bedeutſamen Fortſchritt, als die gemeinſame Bundes— 
arbeit durch die Aufnahme zweier wichtigſten Frauenfragen, der 
Rechts- und Sittlichkeitsfrage in das Programm des Bun— 
des erweitert wurde und die Bildung einer beſonderen Kommiſſion 
für die Bearbeitung des erſteren Gebietes notwendig machte. 
Die Arbeit beſtand teils in Verbreitung von aufklärenden Flug— 
ſchriften an Mütter, Lehrer und Erzieher, theils in Eingaben und 
Petitionen an die zuſtändigen Behörden aller deutſchen Staaten 
um entſprechende Reformen und Maßregeln in Jugenderziehung 
und Geſetzgebung. Dieſe Agitationen fanden allgemeine Beachtung 
und zum Theil auch ſympathiſche Aufnahme in der Preſſe und 
in der öffentlichen Meinung. 

Die 1896 in Caſſel abgehaltene Generalverſammlung lie— 
ferte in mehr als einer Hinſicht den erfreulichen Beweis, daß die 
Bundesidee ſchon tiefere Wurzeln innerhalb der Vereine geſchlagen 
hatte. Unzweifelhaft hatte auch die gemeinſame Gefahr durch 
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das neue bürgerliche Geſetzbuch die verſchiedenen Richtungen ein⸗ 
ander näher gebracht und das ſo lange ſchmerzlich vermißte So— 
lidaritätsbewußtſein geweckt, das bei allen Verhandlungen und 
Beſchlüſſen dieſer ſehr zahlreich beſuchten Verſammlung in einer 
allgemeinen Uebereinſtimmung und Arbeitsfreudigkeit zum Ausdruck 
kam. Außer dieſem moraliſchen Erfolge, dem erſten eigentlichen 
Sieg der Bundesidee, war inzwiſchen auch die Organiſation des 
Bundes, dem in Caſſel bereits 76 Vereine angehörten, nach innen 
und außen mehr gefeſtigt, mancherlei poſitive Arbeit geleiſtet und 
wurde weitere für die nächſten zwei Jahre vorbereitet. Zu den 
bereits beſtehenden Kommiſſionen für Gewerbeinſpektorinnen und 
für Rechtsfragen wurden in Caſſel noch vier neue, für Er⸗ 
ziehungsweſen, für Unterſuchung der ſozialen Lage der 
Handlungsgehilfinnen, für Hebung der Sittlichkeit und 
für Mäßigkeitsbeſtrebungen gebildet. Die ſchon beſtehenden 
Kommiſſionen wurden bedeutend verſtärkt, und der Umkreis 
ihrer Wirkſamkeit weiter gezogen. Die Hauptthätigkeit des 
Bundes concentrirte ſich aber in dieſer Zeit auf eine erneute 
und verſtärkte Agitation gegen verſchiedene Abſchnitte des Familien— 
rechtes des neuen bürgerlichen Geſetzbuches, durch welche die Unter— 
ordnung der Ehefrau wieder auf lange Zeit hinaus feſtgelegt werden 
ſollte. Neue Reſolutionen und Petitionen wurden an den Reichstag 
geſendet, Flugſchriften verbreitet, und Proteſtverſammlungen vom 
Bunde beſchloſſen und noch in letzter Stunde vor Annahme des 
Geſetzes von einzelnen Vereinen in vielen Städten ins Werk ge— 
ſetzt. Dieſe bis dahin in Deutſchland noch nicht dageweſenen 
Frauendemonſtrationen zeigten am deutlichſten, wie in der kurzen 
Zeit von zwei Jahren auch die zaghafteren Mitgliedsvereine 
durch den Bund in die Ideen der Frauenbewegung hineinge— 
wachſen waren und wie durch die gemeinſame Bearbeitung einiger 
weniger Gebiete die Erkenntniß des inneren Zuſammenhanges 
aller Frauenintereſſen und Beſtrebungen in den Frauen geweckt 
und gefördert worden war. 

Die zwei folgenden Arbeitsjahre und beſonders die letzte 
im Herbſt 1898 in Hamburg abgehaltene Verſammlung beſtätigen 
dies noch mehr. Die Zahl der Bundesvereine war inzwiſchen auf 
105 angewachſen, die ungemein zahlreiche Betheiligung und die 
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vielen Anträge der Vereine zeigten das allgemeine große Intereſſe 
an den Aufgaben des Bundes. Dieſe Anträge bekundeten zum 
Theil ſehr klar und deutlich, daß unſere deutſchen Führerinnen 
den Gedanken der Frauenbewegung nicht nur zu Ende denken, 
ſondern auch ſchon zu Ende ausſprechen, und es iſt gewiß bedeu— 
tungsvoll, daß gerade dieſe Anträge die ſympathiſcheſte Aufnahme 
finden. Mit der einſtimmigen Annahme der Anträge von Danzig: 
1. Der Bund wolle für die volle Vereins- und Verſammlungs— 
freiheit der Frauen eintreten, und 2. die Mitwirkung der Frauen 
in allen communalen und Armenangelegenheiten anſtreben, hat der 
Bund den erſten offiziellen Schritt auf das bisher ſtreng ge— 
miedene politiſche Gebiet gethan; mit dem ebenfalls einſtimmig 
gefaßten Beſchluß, die Friedensbeſtrebungen in ſein Programm 
aufzunehmen, hat er theoretiſch die letzten Conſequenzen aller Kultur— 
beſtrebungen gezogen. 

Dieſe in flüchtigen Umriſſen gegebene äußere Geſchichte des 
Bundes, der gegenwärtig 129 Mitgliedsvereine mit gegen 70000 
Einzelmitgliedern umfaßt, repräſentirt eine ganz bedeutende Summe 
von Arbeit, die ſich gegenwärtig auf acht verſchiedene Kommiſſionen 
vertheilt: für Rechtsfragen, für Arbeiterinnenſchutz, für 
Hebung der Sittlichkeit, für Mäßigkeitsbeſtrebungen, 
für Erziehungsweſen, für Organiſation der Handelsge— 
hilfinnen, für Erwerbsthätigkeit der Frauen und für 
Kinderſchutz. 

Unſere umfaſſende Agitation gegen das Familienrecht des 
bürgerlichen Geſetzbuches gipfelte in den Forderungen: Der Auf— 
hebung des eheherrlichen Entſcheidungsrechts (Mundium) in den 
das gemeinſame eheliche Leben betreffenden Angelegenheiten; der 
Einführung der Gütertrennung als geſetzliches Güterrecht; der Er— 
theilung der elterlichen Gewalt an die Mutter in Gemeinſchaft 
und in gleichem Umfang mit dem Vater; einer gerechteren Nor— 
mirung der Unterhaltspflicht des unehelichen Vaters ſeinem Kinde 
gegenüber und in der Gewährung des uneingeſchränkten Rechtes 
der Vormundſchaft an die Frauen. Außer einigen anderen nicht 
unweſentlichen Conceſſionen, die den Frauen in letzter Leſung ge— 
macht wurden, haben wir dieſer Agitation die große Errungenſchaft 
zu verdanken, daß wenigſtens die letzte Forderung in ihrem ganzen 
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Umfang erfüllt wurde und daß nun ſeit dem 1. Januar d. J. 
verheirathete und unverheirathete Frauen unter den gleichen Be— 
dingungen wie Männer zur Vormundſchaft zugelaſſen und beſtellt 
werden können. Natürlich haben wir aber dieſe Errungenſchaft 
nur als eine vorläufige Abſchlagszahlung aufgenommen, und er⸗ 
halten im Uebrigen unſere Forderungen aufrecht. Ueber die dies— 
bezügliche letzte Maſſenpetition des Bundes iſt der Reichstag, wie 
nicht anders zu erwarten war, zur Tagesordnung übergegangen, 
aber mit Hinweis auf rein formale Gründe und auf die Sym— 
pathie der Kommiſſion mit einzelnen Punkten. Durch fortgeſetzte 
Aufklärung weiter Frauenkreiſe und eine erneute Agitation, vor 
allem in Bezug auf ein gerechteres und zeitgemäßes eheliches 
Güterrecht, welches der Ehefrau die wirthſchaftliche und damit die 
moraliſche Selbſtſtändigkeit ſichert, hofft der Bund bei der erſten 
Reviſion des B. G.⸗B. noch weitergehende Zugeſtändniſſe durch- 
zuſetzen. Als ein immerhin bedeutſamer Erfolg in der Rechts— 
frage iſt es auch anzuſehen, daß vor kurzem die Petition des 
Bundes, betreffend ein einheitliches Vereins- und Verſammlungs⸗ 
recht und die Gleichſtellung der weiblichen mit den männlichen 
Volksgenoſſen in demſelben, dem Reichskanzler zur Berückſichtigung 
empfohlen wurde. 

In der Frage des Arbeiterinnenſchutzes vertritt der Bund 
denſelben Standpunkt wie die orgauiſirten deutſchen Arbeiterinnen, 
ungefähr im Sinne der auf dem Hannöverſchen Parteitag ange— 
nommenen Reſolution, ſowohl in der energiſchen Ablehnung jeg⸗ 
licher Einſchränkung, die auf eine Verdrängung der Frau aus 
der Induſtrie hinauslaufen würde, wie in den poſitiven Forde— 
rungen: der Erweiterung der beſtehenden Geſetze zum Schutz der 
Fabrikarbeiterin vor allem in ihrer Eigenſchaft als Mutter; der 
Ausdehnung dieſer Geſetze auf die Hausinduſtrie; der Einführung 
weiblicher Gewerbeinſpektoren ꝛc. In letzterer Beziehung hat der 
Bund auch ſchon recht erfreuliche Erfolge zu verzeichnen, denn es 
iſt wohl nicht zum geringſten Theil auf die rege Thätigkeit der 
Kommiſſion für Gewerbeinſpeklion, die ſich ſpäter in eine 
Kommiſſion für Arbeiterinnenſchutz erweiterte, zurückzuführen, 
daß bereits verſchiedene deutſche Staaten, wie Baiern, Heſſen, 
Preußen, Baden und Königreich Sachſen weibliche Gewerbeaufſichts⸗ 
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beamte eingeführt haben, auch in Sachſen-Weimar und Würtem— 
berg derartige Verſuche, wenn auch nicht ganz in unſerem Sinne, 
gemacht wurden, in mehreren anderen dieſe bedeutungsvolle Neue⸗ 
rung in naher Ausſtcht ſteht. 

Die Beſtrebungen des Bundes zur Hebung der Sittlichkeit 
gehen in erſter Linie auf Abſchaffung der ſtaatlich geſchützten und 
conceſſionirten Proſtitution hinaus, auf Einführung wirkſamer ge— 
ſetzgeberiſcher Maßregeln zum Schutz vor gemeingefährlichen Krank— 
heiten und eines aufklärenden hygieniſchen Jugendunterrichts. 
Wenn auch von poſitiven Erfolgen auf dieſem ſo überaus ſchwie— 
rigen Gebiet, auf dem die betreffende Kommiſſion unter Leitung 
von Frau Bieber-Böhm eine überaus rührige propagandiſtiſche 
Thätigkeit entwickelt, noch nicht viel zu berichten iſt, ſo ſind doch 
manche bedeutſamen ideellen Erfolge auf dieſe unermüdliche Thätig- 
keit zurückzuführen, vor allem die allgemeine Beachtung, die dieſem 
früher von der Frauenwelt ſo ängſtlich umgangenen und todt— 
geſchwiegenen Krebsſchaden unſerer Kultur geſchenkt wird, die Er— 
kenntniß, die ſich auch in den weltfernſten Frauenkreiſen allmälig 
Bahn bricht, daß es keine Schande, ſondern die nächſte Pflicht 
der Frau als Gattin, Mutter und Staatsbürgerin iſt, ſich die 
gründlichſten Einblicke in die grauenhaften ſocialen Verhältniſſe 
und Einrichtungen zu verſchaffen, die ihr eigenes Familienglück 
zu zerſtören und ihr Volk dem phyſiſchen und ſittlichen Untergang 
zuzuführen geeignet ſind. Die Kenntniß eines Uebels iſt aber 
ſchon der erſte Schritt zu ſeiner Heilung. 

Die Thätigkeit der Mäßigkeitskommiſſion ſchließt ſich in 
ihren Tendenzen und Maßnahmen den Beſtrebungen des deutſchen 
Vereins gegen Mißbrauch geiſtiger Getränke an, ſucht vornehmlich 
in Lehrerkreiſen aller Altersſtufen das Verſtändniß für eine vor— 
beugende erzieheriſche Wirkſamkeit zu wecken und die Regierungen 
in dieſem Sinne zu beeinfluſſen. 

Die Erziehungskommiſſion hat bisher auf dieſelbe Weiſe 
die Eingliederung von Kindergärten in das ſtaatliche Schulweſen 
und die Errichtung obligatoriſcher Fortbildungsſchulen für Mäd⸗ 
chen bei den Regierungen befürwortet. Die erſteren Anregungen 
haben bisher einige ſchwache Sympathieerklärungen, die letzteren 
vorläufig noch gar kein Reſultat ergeben. 
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Der Kommiſſion für Handelsgehilfinnen, die ſich erſt vor 
kurzem reorganiſirte und in die Arbeit eintrat, iſt die Aufgabe 
geſtellt, die Berufsorganiſationen der im Handelsgewerbe thätigen 
Frauen zu fördern, reſp. in die richtigen Wege zu leiten. Sie 
hat damit zumal in einigen größeren ſüddeutſchen Städten ſchon 
recht erfreuliche Anfänge gemacht. Es kann ja keineswegs Sache 
des Bundes ſein, derartige oder irgendwelche Berufsorganiſationen 
willkürlich in's Leben zu rufen und die betreffenden Berufsange⸗ 
hörigen damit gleichſam als eine außerhalb ſtehende Vorſehung 
zu beglücken. Solche Organiſationen können ſich nur von innen 
heraus geſtalten und gedeihlich entwickeln. Aber der Bund kann 
durch die geſchulten Kräfte, über die er verfügt, dieſe Organiſa⸗ 
tionen außerordentlich fördern, indem er, wo dazu Gelegenheit iſt, 
für die materiell und moraliſch unfreien, nach allen Richtungen 
gebundenen Geſchlechtsgenoſſinnen eintritt und ihnen die Schwie⸗ 
rigkeiten überwinden hilft, die ſich ihnen überall in den Weg 
ſtellen. Das iſt den auf einem verhältnißmäßig höheren wirth— 
ſchaftlichen und Bildungsniveau ſtehenden Handelsangeſtellten gegen— 
über eine verhältnißmäßig viel leichtere Aufgabe, wie bei den 
Fabrik- oder den Heimarbeiterinnen; aber in conſequenter und 
naturgemäßer Weiterentwickelung wird der Bund auch dieſe in's 
Auge zu faſſen haben. Auf Anregung der Arbeiterinnenſchutz⸗ 
kommiſſion find dahingehende Anfänge in verſchiedenen von ein— 
zelnen Vereinen unternommenen u über Frauenarbeit 
bereits gemacht worden. 

Die Arbeit der Kommiſſion zur Förderung der gewerblichen 
Thätigkeit und wirthſchaftlichen Selbſtſtändigkeit der Frau hat bis⸗ 
her hauptſächlich darin beſtanden, Kataloge über Frauenberufe, 
über alle Erwerbs⸗ und Ausbildungsmöglichkeiten für das meib- 
liche Geſchlecht, Zeit und Koſten der Ausbildung, Stellenvermit⸗ 
telung, Ausſichten auf Stellung und Verdienſt ꝛc. nach dem ein⸗ 
ſchlägigen Literatur- und Erfahrungsmaterial zuſammenzuſtellen. 
Damit iſt die Gründung einer Auskunftsſtelle für Frauenarbeit 
und Frauenberufe verbunden worden, die vor kurzem zu einem 
allgemeinen Informationsbureau über Frauenangelegenheiten er- 
weitert wurde. 

Die Kommiſſion für Kinderſchutz richtet ihr Augenmerk und 
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ihre Thätigkeit auf eine beſſere Geſtaltung und Regelung des 
Koſtkinderweſens. Vornehmlich ſucht ſie durch Beeinfluſſung der 
Communalverwaltungen die Einführung der Generalvormundſchaft 
über alle unehelichen Ziehkinder (nach dem Leipziger Syſtem von 
Dr. Taube) durchzuſetzen. Die nach dieſer Richtung gegebenen 
Anregungen haben überall Beachtung und Intereſſe und an einigen 
Orten auch bereits verſtändnißvolles Entgegenkommen für unſere 
Vorſchläge gefunden. 

Seit 1. April 1899 beſitzt der Bund ein eigenes Organ, 
das halbmonatlich erſcheinende „Centralblatt des Bundes Deutſcher 
Frauenvereine“, welches nicht nur über alle Angelegenheiten, Fort— 
ſchritte und Maßnahmen des Bundes und ſeine Arbeiten auf den 
genannten Gebieten und über die Sonderbeſtrebungen der Mit— 
gliedsvereine berichtet, für welche es ein neues Band des Verſtänd— 
niſſes und der gegenſeitigen Förderung geworden iſt, ſondern auch 
in zahlreichen Artikeln alle Erſcheinungen, Ereigniſſe, Fortſchritte 
aus dem Gebiet der Frauenfrage behandelt, und ſo auch eine 
Revue über die geſammte nationale und internationale Frauen⸗ 
bewegung und Frauenarbeit darſtellt. 

Als ein weiteres Propagandamittel hat der Vorſtand vor 
kurzem ein Preßbureau eingerichtet, eine Ceutralſtelle, wohin alle 
literariſchen Meinungsäußerungen (die leider gegenwärtig noch in 
den meiſten Fällen aus Unkenntniß oder Böswilligkeit entſprungene 
Entſtellungen ſind) geſandt werden können, um durch berufene, 
ſachverſtändige Kräfte, die zur Mitarbeit gewonnen wurden, eine 
geeignete Behandlung reſp. Berichtigung womöglich in demſelben 
Blatte zu finden. 

Seit 1897 iſt der Bund Deutſcher Frauenvereine dem 1888 
in Waſhington gegründeten Frauenwellbunde (International Coun- 
al of Women) als dritter der elf großen Nationalverbände, aus 
denen ſich dieſe rieſige internationale Organiſation gegenwärtig 
zuſammenſetzt, beigetreten. Zum erſtenmal hat er vorigen Sommer 
an der alle fünf Jahre abzuhaltenden Generalverſammlung, die, 
wie üblich mit einem internationalen Congreß verbunden, vom 
26. Juni bis 5. Juli in London ſtattfand, offiziell durch drei 
Delegirte vertreten, theilgenommen. Dieſer internationale Zu⸗ 
ſammenſchluß iſt wohl weniger im Intereſſe poſitiver Arbeit, die 
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ja nutzbringend und erfolgreich nur im Rahmen des eigenen Landes, 
auf deſſen wirthſchaftlichen, ſozialen, rechtlichen und ethiſchen Be— 
dingungen ſie ſich aufbauen muß, geleiſtet werden kann, als aus 
ideellen Gründen überaus werthvoll. Wenn auch die gemeinſame 
Grundlage für ein gemeinſames Vorgehen immer nur auf einigen 
wenigen Gebieten gegeben ſein wird (vorläufig iſt u. a. eine Pro⸗ 
paganda zur Förderung der internationalen Schiedsgerichte und der 
Friedensbeſtrebungen in allen Ländern, eine Unterſuchung reſp. ein 
Vergleich der die Stellung der Frau noch in allen Ländern mehr oder 
weniger beeinträchtigenden familienrechtlichen Beſtimmungen, und 
ein internationales Preßbureau in Ausſicht genommen) — ſo iſt von 
der ſteten Anregung, von der Bereicherung unſeres Wiſſens und der 
Erweiterung unſeres Horizontes beſonders durch die viel weiter fort— 
geſchrittenen, viel beſſer geſchulten Vertreterinnen der Frauenbe— 
ſtrebungen in den angelſächſiſchen und ſkandinaviſchen Ländern 
indirect auch eine ſtete Förderung der eigenen nationalen Arbeit 
zu erwarten. Vor allem aber feſtigt dieſer äußere Zuſammenhang 
in uns Allen die Erkenntniß und Ueberzeugung von dem unlös— 
lichen innern Zuſammenhang aller Frauen- und Menſchheitsfragen 
und Intereſſen, von der Solidarität der Menſchenwelt, 
dieſe Erkenntniß und Ueberzeugung, die unſerem Streben den 
idealen Gehalt gibt und uns in aller mühevollen Kleinarbeit des 
Tages den Weltblick erhält und ſchärft. 

Es iſt, wie aus dieſem flüchtigen Ueberblick hervorgeht, nicht 
nur eine ganz erhebliche Summe von Arbeit, die unſer Bund ſchon 
heute leiſtet, ſondern auch ein ziemlich complicirter Apparat, der 
ihn in Gang erhält. Und doch ſtehen wir eigentlich erſt im An— 
fangsſtadium feiner äußeren und inneren Entwickelung. Der ſeit 
längerer Zeit, eigentlich ſeit ſeiner Gründung immer wieder in 
verſchiedentlichen Anregungen und Plänen auftauchende Gedanke, 
die einzelnen Vereine nach Ländern, Arbeitsfeldern oder nach 
„Richtungen“ zu Vereinsgruppen bezw. Verbänden innerhalb des 
Bundes zuſammenzuſchließen, um auf einem oder dem andern Ge— 
biet, in einzelnen actuellen Fragen wirkſamer vorgehen zu können, 
dieſer Gedanke einer natürlichen organiſchen Gliederung mußte ſich 
mit Naturnothwendigkeit aus der ſo verſchiedenartigen Zuſammen— 
ſetzung des Bundes ergeben. Er dürfte in Zukunft immer feſte: e 
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Geſtalt annehmen und ſich ſchließlich auch in Thaten umſetzen. 
Solche Gruppenbildungen werden nicht nur zu immer vollkomm— 
nerem Ausbau und zur Kräftigung der Bundesorganiſation und 
zu immer weiterer Verbreitung und beſſerem Verſtäudniß feiner 
leitenden Ideen beitragen, ſondern auch gewiſſe gegenſätzliche Strö— 
mungen, die ſich jetzt zwiſchen den verſchiedenen Richtungen, zwi— 
ſchen ſogenannter gemäßigter und radikaler, rechter und linker 
Partei, aus ihren ganz verſchiedenen Geſichtspunkten in einer fal⸗ 
ſchen Auffaſſung und Auslegung der Bundesidee manchmal noch 
recht ſtörend bemerkbar machen, beſeitigen bezw. in die rechten 
Wege leiten. An ſich haben allerdings gerade dieſe grundverſchie— 
denen Geſichtspunkte und gegenſätzlichen Strömungen, ſoweit fie 
rein ſachlicher Natur waren, den beſten Beweis der Lebens- und 
Entwickelungsfähigkeit des Bundes gegeben und bicten auch für 
die Zukunft eine ziemlich ſichere Garantie, daß er in ſeinen Be— 
ſtrebungen nicht verflachen oder einſeitig werden wird. 

Daß dieſe Beſtrebungen und unſere Arbeit vorläufig noch 
mehr auf Reden als auf Handeln hinausläuft, auf Propaganda 
in Wort und Schrift, unermüdliche Aufklärung der Frauen und 
der öffentlichen Meinung, Schärfung des Volksgewiſſens durch 
Verſammlungen, Flugſchriften, Reſolutionen, Petitionen ꝛc. iſt 
ſelbſtverſtändlich, da uns andere direkte Mittel, unſeren Beſtre— 
bungen Geltung zu verſchaffen und unſere Prinzipien in Thaten 
umzuſetzen, leider noch verſagt find. Doch in unſerem Fall iſt ja 
auch Reden Handeln, und wir können immerhin auch ſchon von 
ſichtbaren und erfreulichen praktiſchen Reſultaten berichten. 

Höher aber als dieſe praktiſchen Reſultate ſchätzen wir die 
ideellen Erfolge ein, die wir unſerem jungen Bunde verdanken. 
ö Durch ihn und in ihm iſt die deutſche Frauenbewegung, die ihre 
| Kräfte früher fo oft zerfplitterte, zu einem nationalen Ganzen 
N geeint; ſie iſt ein Factor geworden, mit dem die öffentliche Mei— 

nung, die Preſſe, die Geſetzgeber rechnen müſſen und rechnen. Die 
Fortſchritte, die wir in dieſer Beziehung in den letzten ſechs Jah— 
| ren in Deutſchland gemacht haben, überſteigen unſere eigenen kühn— 
ſten Erwartungen. Wir ſprechen heute ruhig und als ſelbſtver⸗ 


ſtändlich aus, was wir vorher nur zu denken wagten. Was 
aber für uns am werthvollſten iſt: Der Bund iſt für uns ſelber, 
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die wir in der Arbeit ftehen, die beſte Schule geworden, und wird 
es noch immer mehr werden. Er hat das Verſtändniß für die 
neuen Frauenpflichten und Frauenrechte in uns vertieft, das ſociale 
Gewiſſen da, wo es noch ſchlummerte, geweckt und die Erkenntniß 
der Solidarität unter uns gefördert; und er hat auch die conſer— 
vativſten Vereine — ohne daß vielleicht alle ſich deſſen genau 
bewußt 15 — zu dem Princip des Fortſchritts bekehrt. Dies 
Princip iſt: ſich niemals mit dem Erreichten begnügen, und das 
Ziel ſelbſt immer weiter zu ſtecken. In dieſem Zeichen ſteht 
unſer Bund — und in dieſem Zeichen wird er, ſo hoffen wir, 
ſeinen Aufgaben immer beſſer gerecht werden können. 
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Die Bundeskommiſfſionen. 


1. Die Rechtskommiſſion. 

Das Familienrecht des neuen Bürgerlichen Geſetzbuches, 
welches 1900 in Kraft treten ſollte und 1895 in der zweiten 
Leſung des Entwurfes vorlag, bildete auf der Generalverſamm— 
lung in München den Gegenſtand eingehender Beratung. Eine 
Petition an den Reichstag wurde beſchloſſen, um im Namen des 
Bundes deutſcher Frauenvereine gegen diejenigen Paragraphen Ein— 
ſpruch zu erheben, durch welche die Unterordnung der Ehefrau und 
Mutter abermals für lange Zeit hinaus verbrieft und beſiegelt werden 
ſollte. Fräulein Auguſte Schmidt und Frau Goldſchmidt über— 
nahmen die Durcharbeitung des Materials. Eine Zuſammenſtellung 
aller Abänderungsvorſchläge erſchien während des Winters 1895—96 
im Druck als „Heft II der Schriften des Bundes deutſcher Frauen— 
vereine“, und wurde der Petition an den Reichstag beigegeben. 
Auf der Generalverſammlung in Kaſſel (Mai 1896) wurden in 
die neu conſtituirte Rechtskommiſſion gewählt: Fräulein Dr. 
Augspurg, Frau Bieber-Böhm, Frau Cauer, Fräulein Doſe, 
Frau Heidfeld, Frau Proelß, Fräulein Raſchke, Frau Selenka, 
Frau Stritt. Man hatte erkannt, daß eine umfaſſendere Agi— 
tation und Demonſtration der deutſchen Frauen erforderlich ſei, 
und daß nur ein mit vielen Tauſenden von Unterſchriften ver— 
ſehener Proteſt an den Reichstag auf Berückſichtigung zu rechnen 
haben würde. Auf Anregung des Rechtsſchutzvereins für FTrauen⸗ 
Dresden hatte Fräulein Anita Augspurg bereits im vorher— 
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gehenden Winter in verſchiedenen größeren Städten aufklärende 
Vorträge gehalten. Auch von München aus war bereits im 
Januar 1896 eine eifrige und erfolgreiche Agitation durch Fräu— 
lein Dr. Augspurg, Frau Selenka, Baronin Wolzogen u. A. in 
Scene geſetzt worden; jetzt vereinigte man ſich zu gemeinſamem 
Vorgehen in Nord und Süd. Proteſtverſammlungen wurden 
von den Bundesvereinen einberufen; die Kommiſſionsmitglieder 
Fräulein Dr. Augspurg, Frau Stritt, Frau Proelß u. a. ſprachen 
in vielen Städten und riefen überall die Frauen zur Wahrun 
ihrer Rechte auf. N 

Trotz aller Bemühungen, und obgleich die in Kaſſel ver— 
einbarte Reſolution in 8000 Exemplaren verbreitet wurde, gelang 
es jedoch nur 23000 Unterſchriften zu gewinnen; angeſichts der 
tiefgehenden ſozialen, rechtlichen und ſittlichen Bedeutung des 
Gegenſtandes ein wenig erfreuliches Reſultat! 

Allein wenn es ſich auch gezeigt hatte, daß erſt ein kleiner 
Theil der deutſchen Frauen zur richtigen Erkenntniß deſſen, was 
ihnen wahrhaft not thut, gelangt war, ſo blieb doch der muthige 
und beredte Widerſtand der kleinen Minderzahl nicht ganz un— 
belohnt. Einige im Geſetzentwurfe noch vorgenommene Ver— 
beſſerungen (Vormundſchaft der Frau, Zugehörigkeit zum Fami— 
lienrath) And entſchieden auf dieſen Widerſtand zurückzuführen. 

Bekanntlich wurde das Bürgerliche Geſetzbuch in der vor— 
geſchlagenen Faſſung im Juni 1896 vom Reichstage angenommen. 
Gleich danach beſchloſſen Rechtskommiſſion und Bundesvorſtand, 
eine neue Petition um Aenderung des Familienrechtes an den 
Reichstag zu richten. Dieſe von der Kommiſſion verfaßte Eingabe 
wurde zunächſt in 5000 Exemplaren gedruckt, und aufs Neue 
erging an die Bundesvereine die dringende Aufforderung, Maſſen⸗ 
Unterſchriften zu ſammeln. „Es würde dem Bunde deutſcher 
Frauenvereine zur Unehre gereichen, wenn er die für die Frauen 
fo ungünſtigen Beſtimmungen des Familienrechts ſtillſchweigend 
hinnehmen wollte.“ (4. Halbjahrsbericht des Vorſtandes.) Den— 
noch konnte die Petition nicht, wie beabſichtigt war, 1898 ein— 
gereicht werden, da bis dahin nur 29000 Unterſchriften ein— 
gegangen waren. 

In Hamburg legte die ſeitherige Vorſitzende der Rechts— 
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kommiſſion, Fräulein Raſchke, ihr Amt nieder, um ſich für einige 
Jahre ausſchließlich ihren juriſtiſchen Studien zu widmen. 
Fräulein Dr. Augspurg, Frau Bieber⸗Böhm, Frau Cauer ſchieden 
aus. Frau Stritt übernahm auf Wunſch des Vorſtandes 
proviſoriſch das Amt der Vorſitzenden, Freiin von Beſchwitz 
(Dresden) trat als Schriftführerin ein. Die Kommiſſion erließ 
eine wiederholte Mahnung an die Vereine; Freiin von Beſchwitz 
verfaßte eine Begleitſchrift zu der Petition, in welcher der Stand— 
punkt der Frauen nochmals motivirt und eingehend klargelegt 
wurde. Dieſe Schrift wurde ſämmtlichen Mitgliedern des Reichs— 
tages und Bundesrathes zugeſtellt. Die Petition, die 50000 
Unterſchriften trug, ging dem Reichstag Ende Mai 1899 zu. 

Anfang März 1900 erfolgte die offizielle Mittheilung, daß 
der Reichstag am 27. Februar auf Antrag der vorberathenden 
Kommiſſion über die Maſſenpetition der Frauen zur Tages— 
ordnung übergegangen ſei. Dieſer wenig erfreuliche Beſcheid 
wurde durch den Zuſatz gemildert, daß ſowohl der Referent 
wie die Petitions⸗Kommiſſion einigen der erhobenen Forderungen 
„ſehr ſympathiſch gegenüber ſtänden“, daß nur zur Zeit eine Aende— 
rung des großen geſetzgeberiſchen Werkes nicht möglich ſei. 

Die Rechtskommiſſion erachtet es nun als eine ihrer erſten 
Pflichten, dafür zu ſorgen, daß jene zu Tage getretene Sympathie 
ſich nicht wieder verflüchtige, daß ihr vielmehr fort und fort 
Stärkung durch die öffentliche Meinung zufließe. Bis zu einer 
künftigen Reviſton des Bürgerlichen Geſetzbuches muß das Ver— 
ſtändniß der deutſchen Frauenwelt ſo weit gefördert ſein, daß die 
große Maſſe der Frauen freudig und im Gefühl einer heiligen 
Pflicht für ihre Menſchen- und Bürgerrechte eintritt. Zunächſt 
muß die Wahrung der vermögensrechtlichen Selbſtändigkeit durch 
Ehekontrakt fo ſehr allgemeiner Gebrauch werden, daß die Geſetz— 
geber nicht umhin können, die Gütertrennung als die von der 
Mehrheit des Volkes gewollte rechtliche Norm anzuerkennen. 

Schon im Jahre 1897 hatte die Kommiſſion die Vereine 
aufgefordert, nach Möglichkeit Rechtscurſe einzurichten und Vor⸗ 
träge halten zu laſſen, durch welche die Frauen über die Rechts⸗ 
fragen und ihre Bedeutung aufgeklärt werden. Viele Bundes— 
vereine ſind der Aufforderung nachgekommen, doch haben ſie nicht 
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immer die nöthige Vorſicht beobachtet, und hier und da Redner 
zu Worte kommen laſſen, welche die Rechtsſtellung der Trau von 
einem den Beſtrebungen der Trauen feindlichen oder doch min⸗ 
deſtens von einem ganz einſeitigen Männerſtandpunkt beleuchteten 
und, ftatt ſie in objectiver Weiſe über die Unzulänglichkeiten des 
neuen Rechtes aufzuklären, dieſe verſchwiegen, und die Frauen 
mit den bekannten traditionellen Sophismen zu beruhigen ſuchten. 
Da wir nun zwei deutſche Juriſtinnen haben, ſo iſt den Ver⸗ 
einen dringend anzurathen, möglichſt dieſe oder doch nur ganz 
ſichere und vorurtheilsloſe männliche Juriſten in Zukunft für 
derartige Vorträge heranzuziehen. 

Auf der Geueralverſammlung in Hamburg hatte der Verein 
Frauenwohl-Danzig den Antrag geſtellt, „der Bund wolle es ſich 
zur Aufgabe machen, für die volle Vereins— und Verſammlungs⸗ 
freiheit der Frauen einzutreten.“ Die Ausführung dieſes Anz 
trages wurde der Rechtskommiſſion zugetheilt. Ende März 1899 
wurde die darauf bezügliche Petition beim Reichstage eingereicht, 
und iſt in der Sitzung vom 6. März 1900 durch Mehrheits⸗ 
beſchluß dem Reichskanzler zur Berückſichtigung überwieſen worden. 

Ferner hatte die Rechtskommiſſion in Gemeinſchaft mit der 
Kommiſſion für Arkeiterinnenſchutz eine Petition, betreffend eine 
Ergänzung des Gewerkegerichtsgeſetzes, ausgearbeitet und im 
Februar 1809 eingereicht. In dieſer Petition wird die Aus⸗ 
dehnung des Wahlrechts und der Wählbarkeit zu den Gewerbe— 
gerichten auf weibliche Arbeitgeber und Arbeiter verlangt. Der 
Reichstag hat jedoch einem diesbezüglichen Antrag der 7. Kom⸗ 
miſſion gemäß beſchloſſen, dieſe Petition durch die Beſchlußfaſſung 
über den betr. Geſetzentwurf für erledigt zu erklären. Eine 
Mitte Februar von der Kommiſſion eingeſandte Petition um 
Ausdehnung der Kranken- und Unfall Verſicherung auf die häus⸗ 
lichen Dienſtboten hatte ungefähr daſſelbe Schickſal. 

Die letzte Arbeit der Rechtskommiſſion galt der Zuſammen— 
ſtellung einer vergleichenden Ueberſicht der für die Frauen wich⸗ 
tigſten geſetzlichen Beſtimmungen in den internationalen Geſetz⸗ 
gebungen und im Familienrecht des neuen Bürgerlichen Geſetz— 
buches. Die Herſtellung dieſer Schrift war in Hamburg auf 
Antrag des Vereins „Frauenwohl!-Danzig beſchloſſen, aber durch 
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unvorhergeſehene Hinderniſſe etwas verzögert worden. Die be— 
treffende Broſchüre iſt nun vor kurzem als Heft IV der 
Schriften des Bundes erſchienen und wird den Bundesvereinen 
zu möglichſter Verbreitung in Frauenkreiſen empfohlen. 


> 


2. Die Kommiſſion für weibliche Gewerbeinſpektion. 
Kommüiſſion für Arheiterinnenſchutz. 

Sofort bei Gründung des Bundes am 29. März 1894, 
wurde die Propaganda für weibliche Gewerbeinſpektion als 
Arbeitsgebiet aufgenommen und in der erſten, am darauf folgenden 
Tage ftattftudenden Sitzung des neu gewählten Vorſtandes eine 
Petition an die Handelsminiſterien der einzelnen Bundesstaaten 
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beſchloſſen.  Diefe Petition, welche in längerer Ausführung die 
einſchlagenden Verhältulſſe beleuchtete und die Nothwendigkeit der 
weiblichen Gewerbeinſpektion begründete, wurde in der zweiten 
Vorſtandsſitzung Anfang September 1894 in Friedrichsroda 
ihrem Inhalte nach angenommen und kam im November des— 
ſelben Jahres zur Verſendung. Der Vorſtand ließ dieſelbe 
dem Reichstage und den Landtagen der einzelnen Bundes— 
ſtaaten zugehen. Daneben wurde eine ausgedehnte Propa⸗ 
ganda durch die Vertheilung von 11000 Exemplaren in den 
einzelnen Bundesvereinen vermittelt und außerdem durch Vor— 
träge und Notizen in den öffentlichen Blättern darauf hinge— 
wieſen. Dem heſſiſchen Landtage ſoll es unvergeſſen bleiben, datz 
er der erſte geweſen, welcher in Folge diefer Petition der hefft— 
ſchen Regierung die Auſtellung von weiblichen Gewerbeinſpektorinnen 


empfahl. Die ablehnende $ 
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altung einzelner Regierungen hin— 
derte nicht, daß dieſe wichtige Angelegenheit fortan auf der 
Tagesordnung der öffentlichen Meinung verblieb und ſeit⸗ 
dem auf jedem wiederlehrenden Landtage der einzelnen Bundes— 
ſtaaten erörtert wird, bis fie ükerall ihre Erledigung durch An— 
ſtellung ſolcher Beamtinnen findet. 

In der Gencralverfammlung zu München 1895 wurde 
eine Kommifſion zur weiteren Verfolgung dieſer Angelegenheit 
eingefetzt und Frau Anna Simſon zur Vorſitzenden derſelben 
ernannt. Sie beſtand zunächſt nur aus ihr und Frau 
Schwerin, fooptirte ſich aber bald darauf noch Fräulein Gertrud 
Dyhrenfurth-Verlin. 


ss 
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In jener erſten Zeit tauchte die Anficht auf, daß die Agi⸗ 
tation für Anſtellung weiblicher Gewerbeinſpektion lediglich die 
Schaffung einer neuen Grwerbethätigfeit für einige wenige bürger— 
liche Frauen bezwecke. Die Kommiſſton trat dieſer Auffaſſung 
mit Entſchiedenheit entgegen. Sie wies immer wieder in Wort 
und Schrift darauf hin, daß es ſich hier um ein bereits in 
anderen civiliſirten Ländern längſt anerkanntes und in ſteigendem 
Maaße ſeine Befriedigung findendes Bedürfniß der weiblichen 
Arbeiterſchaft handele, die auch in Deutſchland nach vielen Hun— 
derttauſenden zählt. Als dann ſpäter einzelne Regierungen ſich 
entſchloſſen, der Anſtellung weiblicher Gewerbeinſpektorinnen näher 
zu treten, hatte die Kommiſſion die Aufgabe, auf's Schärfſte die 
von wohlmeinender Seite angeregten Vorſchläge zu bekämpfen, 
die dahin gingen, die Gewerbeaufſicht nur gelegentlich und neben— 
bei von ſolchen Frauen ausüben zu laſſen, die in anderen Be— 
rufen oder in Wohlfahrtspflege thätig ſeien, oder gar dieſe Ge— 
werbeaufficht zur freiwilligen Hilfsthätigkeit zu ſtempeln. Selbſt 
Diakoniſſinnen und Kloſterfrauen waren für dieſes Amt vor— 
geſchlagen worden. 

Demgegenüber verlangte die Kommiſſion immer wieder 
die berufsmäßige Anſtellung geeigneter und für dieſen Be— 
ruf beſonders vorgebildeter Perſönlichkeiten durch die Re— 
gierungen der einzelnen Staaten. Von dieſen traten zuerſt 
Sachſen⸗Weimar, Reuß, Heſſen, Württemberg der Einführung der 
weiblichen Gewerbeaufſicht mehr oder weniger im Sinne der ge— 
legentlichen Hilfsthätigkeit näher. 

Inzwiſchen war aber auch durch die thatkräftige Initiative 
von Frau Jeannette Schwerin im Jahre 1877 in Berlin ein 
theoretiſcher Vorbildung skurſus eingerichtet worden, durch 
welchen Gelegenheit gegeben wurde, fi in Gewerbehygiene, 
Arbeiterſchutzgeſetzen und ſonſtigen Erforderniſſen der Gewerbe— 
aufſicht zu unterrichten und für eine ſolche Stellung vorzubereiten. 
Dank einer großmüthigen Unterſtützung aus Privatmitteln, konnte 
dieſer Kurſus im Winter 1898 wiederholt werden. Im Früh⸗ 
ling desſelben Jahres fand ein gleicher derartiger Lehrkurſus in 
München ſtatt, nachdem Frau Schwerin kurz zuvor über weib- 
liche Gewerbeaufſicht dort geſprochen hatte. Aus dieſem Kurſus 
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wurde eine der Theilnehmerinnen gewählt, als die bayeriſche 
Regierung im Oktober desſelben Jahres zwei „Funktignärinnen“ 
zu Aſſiſtentinnen des Gewerberaths für den Kreis Oberbayern 
ernannte. Dagegen wurde eine Eingabe an das preußiſche 
Miniſterium für Handel und Gewerbe um eventuelle Berückſich⸗ 
tigung der Bewerberinnen, die an den Berliner Vorbereitungskurſen 
theilgenommen hatten, dahin beantwortet, daß, wenn es früher oder 
ſpäter zur Einſtellung weiblicher Hilfskräfte in dem Gewerbe— 
aufſichtsdienſt kommen ſollte, dieſelben entweder zu den alljährlich 
ſtattfindenden, für jüngere Gewerbeaufſichtsbeamten eingerichteten 
Inſtruktionskurſen zugelaſſen oder in eigenen Kurſen unterrichtet 
werden würden. 

Daß die Bemühungen, die vom Bund in Bezug auf die 
Anſtellung von Inſpektorinnen gemacht worden ſind, von Erfolg 
gekrönt wurden, geht aus dem augenblicklichen Stand der weit- 
lichen Inſpektoren in Deutſchland hervor. f 

Als einziger bedeutender Induſtrieſtaat, der noch keine 
weibliche Kraft beſchäftigt, iſt Hamburg zu nennen. Preußen 
und Sachſen, die ſich lange Zeit ablehnend gegen unſere Forde— 
rungen verhielten, ſind im Jahre 1900 mit der Auſtellung von 
2 Aſſiſtentinnen in Berlin und München-Gladbach, reſpektive mit 
der Anſtellung von beſoldeten Vertrauensperſonen in den 
ſächſiſchen Induſtriebezirken, den ſüddeutſchen Staaten gefolgt. 
In Bayern, Heſſen, Württemberg und Sachſen-Weimar amtiren 
ſeit längerer Zeit Aſſiſtentinnen. In Reuß j. L. iſt die An— 
ſtellung einer ſolchen beſchloſſen. Als letzter Fortſchritt auf dem 
Gebiet iſt die Anſtellung von Frl. Dr. von Richthofen hei der 
badiſchen Gewerbe⸗Inſpektion zu verzeichnen. 

Demnach konnte die Kommiſſion ihre Bemühung nach dieſer 
Richtung einſtellen und auf anderweite Ausdehnung ihres Arbeits— 
gebietes bedacht ſein, da nunmehr die ſelbſtändige Weiterentwicke— 
lung der weiblichen Gewerbeaufſicht geſichert erſcheint. 

Fräulein Gertrud Dyrhenfurth war bereits im Jahre 1877 
wiederum aus der Kommiſſion ausgeſchieden. An ihrer Stelle 
fand ſich in Fräulein Alice Salomon in Berlin eine frei— 
willige Helferin für Frau Jeannette Schwerin, die ſie bei 
Durchführung der Kurſe und bei anderen Arbeiten unterſtützte. 
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In der Generalverſammlung in Hamburg gab Frau Anna 
Simſon den Vorſitz in dieſer Kommiſſion ab und derſelbe ging 
auf Frau Jeannette Schwerin über. Gleichzeitig verſtärkte ſich 
die Kommiſſion weſentlich durch den Beitritt von Fräulein 
Alice Salo mon, Frau Bieber-Böhm, Fräulein Ika Freus 
denberg und Frau Stritt. Kurze Zeit darauf wurde auf Frau 
Schwerins Vorſchlag für dieſe Kommiſſion die viel zutreffendere 
Bezeichnung „Kommiſſion für Arbeiterinnenſchutz“ angenommen. 

Es wurden nun zunächſt die Bundesvereine aufgefordert, 
in Verbindung mit der Kommiſſion Engqueten über die ver— 
ſchiedenen Arbeits- und Erwerbsgebiete der Frauen zu ver— 
anſtalten. Das Thatſachenmaterial, welches wir allen unſeren 
Beſtrebungen zu Grunde legen müſſen, entbehrt noch durchaus 
der Vollſtändigkeit, und es wäre eine dankenswerthe Aufgabe 
für die Vereine, durch ſpezielle Studien und Erhebungen den 
Vorrath unſeres wirthſchaftlichen und ſozialen Wiſſens zu bereichern. 

Im April 1899 arbeitete die Kommiſſion eine Petition an 
den Reichstag aus, welche die Lage der Handelsangeſtellten betraf 
und Aenderungsvorſchläge zum Entwurfe der Gewerbe-Novelle 
enthielt. Wenige Wochen ſpäter, am 22. Juli, erlitt ſie, und mit 
ihr die ganze Frauenbewegung, einen unerſetzlichen Verluſt durch 
das plötzliche Hinſcheiden von Frau Jeannette Schwerin, die 
trotz ſchweren Leidens ſich den Arbeiten der Kommiſſion mit nie 


ermüdender Hingebung und ſtets thatkräftiger Initiative bis zum 


letzten Tage ihres Lebens gewidmet hatte. Die Trauer um 
ihren Verluſt erſcheint darum nur allzu gerechtfertigt und die 
Kommiſſion ſieht es als ihre Pflicht an, das Andenken Jeannette 
Schwerins durch Weiterführung der von ihr angeregten Aufgaben 
und angeſtrebten Ziele in Dankbarkeit zu ehren. 

In der Vorſtandsſitzung Ende September 1899 übernahm 
Frau Simſon wiederum den Vorſitz der Kommiſſion. Im Sinne 
der Dahingeſchiedenen wurden im Winter 1899 — 1900 die Vers 
eine abermals durch Rundſchreiben aufgefordert, ſich eingehender 
mit der Arbeiterinnenfrage zu beſchäftigen, namentlich auch die 
immer brennender werdende Dienftbotenfrage in Vorträgen, Dis— 
kuſſionen u. ſ. w. einer ernſtlichen Erörterung zu unterziehen. 
Dieſer Anregung iſt von vielen unſerer Bundesvereine entſprochen 
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wo.den, jedoch wird zur allgemeinen Aufklärung noch weit mehr 
zu diefer Frage Stellung genommen werden müſſen. 

Gemäß dem ſchon in der erſten Petition des Bundes über 
N Gewerßteinſpektion e eingenommenen und auch weiterhin 

lets vertretenen Standpunkte, daß die Gewerbea richt ſich unbe⸗ 
5 at auch auf die Hausindud trie, im Hinbl: K auf die oft ge⸗ 
radezu troſtloſen Lohn- und Ar rkeitsperhältniſſe der Heimarbeiter⸗ 
innen erſtrecken müſſe, hat die Kommifſſton ferner eine Petition, 
betreffend die Ausdehnur un der Arbeiterſchutzgeſetze auf die Haus⸗ 
induſtrie zur zweiten Leſu ung der Gewerbendvelle beim Reichstage 
eingereicht. Die Anregung zu diefer Petition ging von der Ham⸗ 
burger Ortsgruppe des Y Allgemeinen deutſchen Frauenvereins aus. 
Vorausſichtlich wird die Kommiſſion demnächſt Gelegenhei it haben, 
ſich auch mit der Lage der Al ugeſtellten im Gaſtwirthsgewerbe zu 
beſchäftigen. Die Klellnerinnen gehören ja, wie die kürzlich in 
Berlin und München veranſtalteten Ver rſammlungen erwiefen 
haben, zu den Schutz bbedürftigſten unter den Arbeiterinnen. 

Um die Mitarbeit der Frauen in der Internationalen Wer⸗ 
einigung für Arbeiterſchutz herbeiz zuführen, Haden bereits Frau 
Schwerin und Fräulein Salomon im Auguſt 1897 an dem In— 
ternationalen Kongreß für Arbe iterſchus in Zürich theilgenomn lden 
Es war damals nicht zu der in Ausſicht genommenen Eintß zung 
gekommen, Yandesfonitece mit ſtändigen Burcaus für N lrbeiter— 
ſchutz einzurichten. Der „Juternationale Kongreß für Arbeiter— 
ſchutz“ in Paris in den letzten Julitagen 1900 ſollte dieſen Plan 
wiederum aufnehmen und ausführen. Die Kor mmiſſion hielt es 
für angezeigt, dem Kongreß den Antrag zu unterbreiten: der 
Internationale Kongreß für A lrbeiterſchutz wolle bei eventue eller 
Konſtituirung einer Internatkonalen ee für AArbeiter— 
ſchutz die prinzipielle Beiordnung ſachverſtändiger Frauen 
für die einzelnen Landeskomitees beſchließen, damit die weibliche 
Arbeiterſchaft des betreffenden Landes, die Ver tretung ihrer bes 
ſonderen Intereſſen als weib liche Arbe iter in der Juternatio— 
nalen Vereinigung für Arbeiterinnenſchutz gleichfalls durch 
Frauen finden. Eine Kunde über dieſe Verhandlungen iſt big 
jetzt der Kommiſſion noch nicht zugegangen. 

Der in Gemeinſchaft mit der Rechtskommiſſion ausgearbei⸗ 


teten Petition, betreffend eine Ergänzung des Geſetzes über Ge— 
werbegerichte (S. 22 Ber. d. Rechtsk.) ſei hier uns gleichfalls gedacht. 

Eine der wichtigſten Aufgaben hat die Kommiſſion von 
jeher darin geſehen, ein möglichſt reichhaltiges Material zu ſam⸗ 
meln, beſtehend in den Erfahrungen Deutſchlands und anderer 
Länder, vornemlich Englands und Amerikas, bezüglich weiblicher 
Aufſichtsbeamten, Wirkungen der Schutzgeſetze für Fabriken und 
gewerbliche Betriebe, über Entwickelung der Hausinduſtrie und 
ihre Gefahren, ſowie ſtatiſtiſche Feſtſtellungen, Reſultate von 
Enqueten u. f. w. So lange eine ſtändige Bibliothek noch nicht 
vorhanden, erklären ſich Frau Anna Simſon und Fräulein 
Alice Salomon gern bereit, ihr eigenes reiches Material den 
Bundesvereinen zugänglich zu machen, oder Mittel und Wege 
zur Beſchaffung anzugeben. Ein Katalog ſoll demnächſt an⸗ 


gefertigt werden und den Delegirten zugehen. 


3. Die Kommiſſion für Hebung der Sittlichkeit. 

In München wurden 1895 vor verhältuißmäßig kleinem 
Zuhörerkreiſe (bei diefer erſten Generalverſammlung fanden die 
Sitzungen der Delegirten unter Ausſchluß der Oeffentlichkeit ſtatt) 
zwei Referate über die Sittlichkeitsfrage gehalten. Der eindring— 
liche Ernſt der beiden Sprecherinnen, Fräulein Auguſte Schmidt 
und Frau Hanna Bieber-Böhm, die erſchütternde Wirkung der 
mitgetheilten Thatſachen überzeugten die Auweſenden davon, daß 
hier ein Arbeitsgebiet vorliege, welches wie kaum ein anderes, 
die hingebende Thatkraft muthiger und lebenserfahrener 
Frauen verlange. Die von Fräulein Schmidt ausgearbeitete 
Petition an den Reichstag betreffend Aufhebung der gewerblichen 
Proſtitution wurde gutgeheißen, und außerdem beſchloſſen, der— 
ſelben die „Vorſchläge zur Bekämpfung der Proſtitution“ von 
Frau Bieber-Böhm als Material beizugeben. Beide Schriften 
wurden gedruckt und den Delegirten zum Zweck möglichſter Ver— 
breitung zugeſchickt. 

Auf der Kaſſeler Verſammlung trat auch bereits eine un— 
gemeine Zunahme des allgemeinen Intereſſes für dieſen Gegen⸗ 
ſtand zu Tage. Die zahlreiche Verſammlung nahm Frau Biebers 
Ausführungen mit verſtändnißvollem Ernſte entgegen und ſtimmte 
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dem ausgedehnten Arbeitsprogramm zu, welches die kleine, aus 
Frau Bieber und Frau von Bültzingslöwen (Schlachtenſee bei 
Berlin) gebildete Kommiſſion aufſtellte: 

1. An Lehrer, Profeſſoren der Hochſchulen und anderer 
höherer Lehranſtalten Anſchreiben zu richten mit der Bitte, 
die in's Leben tretenden Jünglinge mit den ihnen drohenden 
Gefahren bekannt zu machen und zu warnen. 

2. Einen Aufruf an die Mütter zu veröffentlichen, auf 
ihre heranwachſenden Söhne bei Zeiten aufklärenden Einfluß zu 
üben, und es nicht der Zeit und dem Zufall zu überlaſſen, ob 
und wie ihre Knaben den Körper und Geiſt ſchädigenden Ein— 
flüſſen anheimfallen. 

3. An den Unterrichtsminiſter ein Geſuch einzureichen, Un— 
terricht in der Geſundheitspflege in allen Schulen einzuführen. 

J. Eine Eingabe an den Miniſter des Innern zu erlaſſen, 
um Anſtellung von pädagogiſch gebildeten Polizei⸗Matronen, denen 
Frauen und Mädchen von der Einlieferung durch die Polizei an 
zur Aufſicht und Einwirkung überwieſen werden, wie dies in 
England und Amerika längſt eingeführt iſt. 

Das Anſchreiben an die Profeſſoren und Rektoren wurde 
in 8000 Exemplaren verſandt. Der Aufruf an die Mütter 
erſchien als Flugblatt und wurde den Vereinen für einen ſehr 
geringen Preis zur Verfügung geſtellt. Eine große Anzahl von 
Vereinen erwarb ſich ein Verdienſt durch Ankauf und Verbreitung 
der von der Kommiſſion empfohlenen Schriften. („Wiſſenſchaft 
und Sittlichkeit“ von Profeſſor Alexander Herzen, „Hygiene der 
Keuſchheit“ von Dr. med. Kornig, „Vorſchläge zur Bekämpfung 
der Proſtitution“ von H. Bieber-Böhm, u. a. m., verſandt durch 
den Verein Jugend-Schutz, Berlin- 2.) Auf das Geſuch an den 
preußiſchen Kultusminiſter erfolgte am 21. Dezember 1896 ein ab— 
ſchlägiger Beſcheid. Auch die Eingabe an das Miniſterium des 
Innern fand kein Gehör. 

Die Vorſitzende der inzwiſchen bedeutend verſtärkten Kom⸗ 
miſſion ließ ſich jedoch nicht entmuthigen, ſondern ſtellte auf der 
Hamburger General-Verſammlung folgende Anträge: 

7 J. Die Kommiſſion ſetzt ihre bisherige aufklärende Thätig⸗ 
| keit in Wort und Schrift fort. 

2. Sie wiederholt die Petition an den Unterrichts miniſter. 
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Sie wiederholt die Petition an den Miniſter des Innern. 
Sie wiederholt die Petion an den Reichstag. 

5. Sie richtet ein Geſuch an die Rektoren der Univerſitäten, 
zur Sittlichkeitsfrage und zu dem Anſchreiben an die Profeſſoren 
und Lehrer Stellung zu nehmen. 

6. Sie erläßt eine Petition an die Juſtizminiſterien der 
deutſchen Bundesſtaaten, den Schutz der Jugendlichen unter 18 
Jahren nach § 56 des Strafgeſetzbuches durch die Behörden aus— 
üben zu laſſen und die dagegen verſtoßende Praxis der Polizei, 
Jugendliche unter 18 Jahren auf die Liſte der Proſtituirten zu 
ſchreiben, zu unterſagen. 

7. Sie richtet eine Petition an S. Maj. den Kaiſer, die 
Einführung von hygieniſchem Unterrichte beim Militär zu ver— 
fügen zur Aufklärung über die ſchädlichen Folgen der Unſitt— 
lichkeit und Unmäßigkeit. — 

Von der geplanten Eingabe an das Juſtizminiſterium 
konnte abgeſehen werden, da durch einen ungemein wichtigen 
Erlaß des preußiſchen Miniſters des Innern vom 11. Februar 
1899, betr. „Die Bewahrung minderjähriger weiblicher 
Perſonen vor unſittlichem Lebenswandel“, die Regierung 
ihre Fürſorge für Jugendliche in obigem Sinne bethätigte. (Der 
Wortlaut findet ſich im Centralblatt des Bundes vom 15. Juni 1899.) 

Im September dieſes Jahres iſt auch entſprechend der in 
den „Vorſchlägen zur Bekämpfung der Proſtitution“ enthaltenen 
Bitte, für die Unterſuchung der zum erſtenmal ein— 
gelieferten Mädchen eine Aerztin, Fräulein Dr. Hacker, 
angeſtellt worden. 

Die Petition an den Reichstag, betreffend Aenderungen 
des Strafgeſetzbuches, welcher die Majorität der Bundesvereine 
zugeſtimmt hatte, wurde zu den Verhandlungen des Antrag 
Arenberg (lex Heinze) eingereicht. Es wurde ihrer jedoch nur 
bei der Diskuſſion über Erhöhung des Schutzalters Erwähnung 
gethan. Unter verändertem Namen (Antrag Hompeſch) nahm der 
Reichstag ſchließlich mehrere Ergänzungen des Strafgeſetzbuches 
an, die ſich mit den Wünſchen unſeres Bundes deckten. Durch 
SS 180 und 181 wurde die Kuppelei ſtrenger beſtraft. § 181a 
richtet ſich gegen die Zuhälter. Durch §s 184 und 184a wird 
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der Jugend ein beſſerer Schutz gegen die Vergiftung durch 
unzüchtige Schriften, Abbildungen und Darſtellungen gewährt 
und durch § 362 wurde die von unſerem Bunde ſchon 1895 in 
den „Vorſchlägen“ erbetene Beſtimmung zum Geſetz: im Falle 
von S 361 Nr. 6 Verurtheilte in eine Erziehungsanſtalt 
zu bringen anſtatt in ein Arbeitshaus. Seit dem 25. Juni 
1900 ſind dieſe neuen Geſetzesbeſtimmungen in Kraft getreten. 

Die Petition an S. Maj. den Kaiſer, der die Majorität 
der Bundesvereine zugeſtimmt hat, iſt im Juli 1900 eingereicht 
worden. 

Von einem ungenannten Geber iſt im Jahre 1899 die 
Summe von 100 Mark für den erſten kurzen Leitfaden „zur 
Erziehung der heranwachſenden Mädchen zur Sittlichkeit“ aus⸗ 
geſetzt und der Sittlichkeits-Kommiſſion als Preisrichter-Kolle— 
gium überwieſen worden. 6 Arbeiten ſind eingelaufen; der 
Preis konnte jedoch keiner derſelben zuerkannt werden, und das 
Preisausſchreiben wurde in der Nummer vom 15. Mai 1900 
des Centralblattes wiederholt. 

Die Kommiſſion iſt unabläſſig beſtrebt, durch Vorträge und 
Schriften die Theilnahme des Publikums, in erſter Linie die 
Frauen, anzuregen, die Lehrer und Erzieher der Jugend darauf 
aufmerkſam zu machen, wieviel wahre Menſchheitswürde in ihre 
Hand gegeben iſt, deren rechtzeitige Wahrung nur zu ſehr ver— 
ſäumt wird. Auch dem furchtbaren Uebel des internationalen 
Mädchenhandels hat ſie neuerdings ihre Aufmerkſamkeit zu⸗ 
gewandt. 

Gegenwärtig gehören der Kommiſſion an: Frau Bieber— 
Böhm (Berlin), Vorſitzende; Frau C. von Bültzingslöwen 
(Schlachtenſee bei Berlin), Frau Ginsberg (Schöneberg bei Berlin), 
Frau Eggers⸗Smith (Bremen), Frau Hecht (Tilſit), Fräulein 
Mecke (Kaſſel), Fräulein E. Mießner (Berlin), Fräulein Auguſte 
Schmidt (Leipzig). 


4. Die Mäßigkeits⸗Kommiſſion. 
Die Theilnahme des Bundes an den Mäßigkeitsbeſtrebungen 
war ſchon bei ſeiner Gründung in das Programm aufgenommen 
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worden. Vertreten wurde ſie hauptſächlich durch Fräulein Ottilie 
Hoffmann, die den Bremer Mäßigkeits-Verein ins Leben gerufen 
hatte, und Frau Bieber-Böhm. Unter dem Eindruck eines von 
Fräulein Hoffmann gehaltenen eindrucksvollen Referates über die 
Theilnahme der Frauen an dieſem wichtigen ſozialen Reformwerke, 
ſtimmt die erſte Generalverſammlung in München der Aufnahme 
dieſes Arbeitsgebietes aus wärmſter Ueberzeugung zu, und billigte 
einen von Fräulein Hoffmann vorgelegten Entwurf zu einem Ans 
ſchreiben an Schulvorſteher, an die Leiter von Knabenhorten, 
Jünglingsvereinen ꝛc., in welchem den bezeichneten Erziehern ans 
Herz gelegt wurde, ihre Zöglinge auf die Gefahren des Alkohols 
aufmerkſam zu machen. | 

Dieſe Schrift wurde gedruckt und in mehr als 2000 
Exemplaren verſendet; es erfolgten auch viele Zuſtimmungen und 
Bitten um Nachſendungen. u 

Nach einem Referat von Fräulein Hoffmann auf der 
Generalverſammlung in Caſſel bildete ſich eine größere Kom— 
miſſion für die Mäßigkeitsbeſtrebungen, zu deren Vorſitzenden 
Fräulein Hoffmann ernannt wurde. Dieſe Kommiſſion beſtand 
aus den Mitgliedern: Frau Bieber-Böhm Gerlin), Frau Bohn 
(Königsberg), Frau Edinger (Frankfurt), Fräulein Förſter (Caſſel), 
Frau Loeper-Houſſelle (Ispringen), Fräulein Ravit (Kiel), Ba⸗ 
ronin Schenk⸗Schweinsberg (Nieder-Ofleiden), Frau Schweitzer 
(Stettin). | 9 
Jedes dieſer Kommiſſionsmitglieder hat eine rege lokale 
Thätigkeit entwickelt. Durch Verbreitung von Schriften, durch 
lebhafte Propaganda in der Preſſe, durch Vorträge in Verſamm⸗ 
lungen, an Volksabenden (keſonders in Bremen) iſt die öffentliche 
Meinung beeinflußt, und ſind breite Schichten der Bevölkerung 
belehrt worden über die verheerenden Wirkungen der Unmäßigkeit. 
An der Einführung alkoholfreier Getränke, an der Gründung 
von Kaffeeſchänken wird unabläſſig gearbeitet. Zwei „Hoffnungs⸗ 
Bunde des blauen Kreuzes“ (Kinder⸗Mäßigkeitsvereine) ſind in 
Bremen entſtanden. | . 

Fräulein Förſter und Fräulein Ravit, als Vorſitzende der 
Haushaltungsſchulen in Kaſſel und Kiel, geben ihren Schülerinnen 
die Unterweiſung in der Zweckmäßigkeit einer vernünftigen Le⸗ 

3 


bensweiſe, die die Kommiſſion an allen Haushaltungsſchulen ein— 
geführt ſehen möchte. Fehlt es doch in allen Geſellſchaftsklaſſen 
an der rechten Einſicht in die Schädlichkeit erregender Getränke. 
Wie unendlich verbreitet iſt immer noch der verderbliche Wahn 
von dem „kräftigenden“ oder gar „nährenden“ Einfluß des 
Alkohols! 

Die regſte Thätigkeit iſt in Bremen erſichtlich, wo Fräulein 
Hoffmann ſeit 1893 fünf Volks-, Kaffee- und Speiſehäuſer ein— 
gerichtet hat, die zahlreich beſucht werden und die Betriekskoſten 
vollauf decken. Mehr als 70 junge Mädchen find eir mal wöchent— 
lich bei der Verabreichung des Mittageſſens, bei der Austheilung 
von Mäßigkeitsſchriften, bei Buchung der Ausgaben und Ein— 
nahmen behülflich. Aus dieſen jungen Helferinnen iſt eine „Gruppe 
für ſoziale Hilfsarbeit“ gebildet. Dieſe Thätigkeit der Frauen, 
deren großer praktiſcher Wert für das Volkswohl auf der Hand 
liegt, hat ſo ſehr das Vertrauen der Regierung gewonnen, daß 
die „Deputation für Häfen und Eiſenbahnen“ in Bremen den 
Wirthſchaftsbetrieb in der für die Hafenarbeiter jetzt zu erbauen— 
den großen Wartehalle dem Bremer Mäßigkeitsverein über— 
tragen hat. 

Auf den internationalen Anti⸗Alkoholcongreſſen in Brüſſel 
1897, in Paris 1899, auf dem Worlds Temperance Congreß in 
London 1899, vertrat Fräulein Hoffmann den Bund deutſcher 
Frauenvereine, und nahm als „Vorſitzende für Deutſchland“ an 
der General⸗Verſammlung der Convention der Worlds Women’s 
Christian Temperance Union (des größten Frauenvereins der 
Erde) in Edinburg Theil. Mit dem obengenannten deutſchen 
Verein „gegen Mißbrauch geiſtiger Getränke“, mit dem Enthalt⸗ 
ſamkeitsverein des „Blauen Kreuzes,“ mit den „Guttemplern“, 
ebenſo mit dem „Internationalen Alkoholgegner-Bund“ arbeitet 
unſre Kommiſſion Hand in Hand. 

Im September 1899 erließ die Kommiſſion an die Kultus⸗ 
miniſterien aller 26 deutſchen Staaten eine Petition, welche die 
Bitte enthielt, es möchten die Zöglinge der Schulen und Semi⸗ 
nare aufgeklärt werden über den großen Schaden, den die Volks⸗ 
wohlfahrt durch das weitverbreitete unmäßige Trinken, dieſen 
Krebsſchaden des Familien⸗ und Geſellſchaftslebens, erleidet. 
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Aus mehreren Miniſterien ſind Antworten eingetroffen, welche 
zwar die Berechtigung der Mäßigkeitsbeſtrebungen anerkennen, die 
Einführung eines förmlichen Mäßigkeits-Unterrichts, wie ihn die 
Petition verlangt, und wie er ſich in anderen Ländern als 
ſegensreich erwieſen hat, jedoch ablehnen. 

Die Kommiſſion iſt nun ſehr bemüht, die Lehrer und 
Lehrerinnen für die Mäßigkeitsſache zu erwärmen. Auch die 
Mädchen, als künftige Hausfrauen, ſollen auf die Nothwendigkeit 
einer vernunftgemäßen Ernährung und auf die Verderblichkeit 
des Alkohols in geiſtiger, leiblicher und wirthſchaftlicher Beziehung 
hingewieſen werden. 


5. Die Kommiſſion für Erziehungsweſen. 

Die in Kaſſel eingeſetzte, von Frau Dr. Goldſchmidt ge— 
leitete Kommiſſton beſchäftigte ſich während der eriten zwei Jahre 
ausſchließlich mit dem Fröbelſchen Erziehungsweſen, und arbeitete 
eine Petition nebſt Begleitſchrift aus, durch welche die 
Behörden veranlaßt werden ſollten, der allenthalben herrſchenden 
Willkür bei Errichtung von Kindergärten zu ſteuern. Da nun 
aber das Kindergartenweſen und die Gründung von Seminaren 
für Kindergärtnerinnen theils Sache der ſtädtiſchen Gemeinden 
ſind, theils der Privatunternehmung überlaſſen bleiben, ein Be— 
fähigungsnachweis nirgends verlangt wird, und der Staat nur 
hier und da eine äußerſt beſchränkte Kontrolle ausübt, ſo ergab 
ſich von vorn herein die Schwierigkeit, diejenige Behörde aus— 
findig zu machen, vor deren Forum der Kindergarten eigentlich 
gehört, und die an ihm genügendes Intereſſe nimmt, um zu der 
ſo dringend nöthigen Reform die Hand zu bieten. 

Die Kommiſſion entſchied ſich für das Prinzip, es ſei vom 
Staate eine Regulirung dieſes wichtigen Theils der Volks— 
erziehung zu verlangen, und ſo wurde die Petition im Jahre 
1899 an ſämmtliche 26 deutſche Regierungen abgeſandt. Sym— 
pathiſche Antworten ſind jedoch nur aus Lippe⸗Detmold, Meiningen 
und Koburg⸗Gotha eingelaufen. In Hamburg (1898) beſchloß die 
Kommiſſion, ihr Arbeitsprogramm zu erweitern und ihre Thätigkeit 


auch auf die höheren Erziehungsgebiete auszudehnen. Jedes 
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dieſer Gebiete wurde einem oder mehreren der Kommiſſionsmit⸗— 
glieder zur ſpeziellen Bearkeitung ükerwieſen, und zwar: 

1. „Allgemeine Erziehungsfragen“ an Frau Goldſchmidt und 
Frau Heidfeld (Danzig). 

2. „Kindergärten“ an Frau Aſch (Breslau) und Fräulein 
Heerwart (Eiſenach). 
N 3. „Volksſchule“ an Fräulein Poltrock (Berlin), Fräulein 
Schneider Berlin) und Fräulein Sumper (München). 

4. „Höhere Mädchenſchule“ an Fräulein Büttner (Leipzig). 

5. „Gymnaſialbildung“ an Fräulein Dr. von Doemming 
(Wiesbaden). 

Der von der General-Verſammlung angenommene Antrag, 
„der Bund wolle an die Regierungen der deutſchen Bundesſtaaten 
ein Geſuch um Errichtung von obligatoriſchen Fortbildungsſchulen 
für Mädchen richten,“ wurde der Erziehungskommiſſion zur Aus— 
führung übertragen. Da die Schulgeſetzgebung in den deutſchen 
Staaten ſehr verſchieden iſt, ſo mußten drei verſchiedene Petitionen 
entworfen werden: eine an die preußiſche Regierung und an die 
Regierungen derjenigen Länder, die eine verwandte Schulgeſetz⸗ 
gebung Eefißen; eine an die ſächſiſche Regierung und an diejenige 
der ſächſiſchen Herzogthümer; eine an die kayriſche Regierung. 

In der Begründung dieſer Geſuche war mit klaren und 
überzeugenden Worten dargelegt, von welch unermeßlicher, ſegens— 
reicher Bedeutung es namentlich für die breiten Schichten der 
arbeitenden Bevölkerung ſein würde, wenn nicht mehr mit dem 
Verlaſſen der Volksſchule, alſo mit dem 14. Jahre, jeder ſyſte⸗ 
matiſche Unterricht für die Mädchen aufhöre. Sittliche und haus⸗ 
wirthſchaftliche Tüchtigkeit der Frau iſt der Eckpfeiler der all— 
gemeinen Volkswohlfahrt; durch nichts aber wird ſie mehr gefährdet, 
als durch die faſt durchgängig geühte Unſitte, die Mädchen in 
zartem Alter, unreif und haltlos, ohne jegliche Vorbildung in's 
Erwerbsleben hinauszudrängen. Wie tief das Bedürfniß nach 
beſſerer Ausbildung in Hand- und Hausarkeit, nach beſſerer 
Schulung im Denken, nach Durchbildung des Charakters empfunden 
wird, beweiſen die überall entſtehenden privaten Fortbildungs⸗ 
anſtalten für Mädchen. Aber eine genügende Abhilfe kann nur 
mit den Mitteln des Staates geſchaffen werden, und nachdem 


der Fortbildungsunterricht für Knaben obligatoriſch gemacht 
worden, dürfen wir hoffen, daß den Töchtern des deutſchen Volkes 
die gleiche Wohlthat nicht vorenthalten bleibt. — Auf dieſe an 
die Regierungen von Preußen, Bayern, Sachſen und Hamburg 
ergangenen Geſuche ſind bis jetzt noch keine Antworten ein— 
getroffen. 


6. Die Kommiſſion für Handelsgehilſfinnen. 
Zum Eintritt in dieſe Kommiſſionen meldeten ſich in 
Kaſſel: Fräulein Dr. Augspurg (München), Frau Cauer (Berlin), 
Frau Edinger (Frankfurt), Fräulein Förſter (Kaſſel), Fräulein 
Freudenberg (München) und Frau Schwerin (Berlin). Als Vor— 
ſitzende wurde Frau Cauer gewählt. 

Die Kommiſſion richtete an die Bundesvereine die Bitte, 
ſich mit den beſtehenden Handelsgehilfinnenvereinen in Verbin— 
dung zu ſetzen, eventuell neue Organiſationen anzuregen. Schon 
im Halbjahresbericht von 1897 wird jedoch darauf hingewieſen, 
wie ſehr eine Bundeskommiſſion, deren Mitglieder in mehreren 
Städten zerſtreut ſind, an Aktionsfähigkeit auf dieſem Gebiete 
übertroffen werden muß von dem großen „Hilfsverein für weib— 
liche Angeſtellte“ in Berlin. Dieſer Verein beſitzt nicht nur die 
Mittel, eine bedeutende Agitation in's Werk zu ſetzen, ſondern 
iſt auch ſelbſt das Vorbild einer ausgezeichneten Organiſation. 

So beſchränkte ſich die Vorſitzende darauf, einige An— 
regungen an die Kommiſſionsmitglieder ergehen zu laſſen; in 
einem Rundſchreiben wurde aufgefordert, in gleicher Weiſe wie 
es vom Berliner Vereine aus geſchehen war, bei den Geſchäfts— 
inhabern einen Sommerurlaub für jede weibliche Angeſtellte zu 
beantragen. In Hamburg legte ſodann Frau Cauer den Vorſitz 
in der Kommiſſion nieder, mit der Begründung, daß die Ge⸗ 
ſchäftsführung des Bundes die Arbeit für ſie erſchwere und 
hemme, und daß ſie in ihrer Eigenſchaft als zweite Vorſitzende 
des Hilfsvereins viel freier und in größerem Stil für die Ver— 
beſſerung der Lage der Handelsangeſtellten wirken könne. 

Da auch Fräulein Dr. Augspurg austrat, Fräulein Förſter 
und Frau Schwerin nicht anweſend waren, ſo fiel die Kom⸗ 
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miſſion gewiſſermaßen auseinander, und auf der Vorſtandsſitzung, 
die im Oktober 1899 in Berlin ſtattfand, wurde der Antrag ge⸗ 
ſtellt, fie überhaupt aufzulöſen. Fräulein Freudenberg überbrachte 
dagegen die Bitte der beiden kaufmänniſchen Vereine in München, 
die Kommiſſion fortbeſtehen zu laſſen, da den Handelsgehilfinnen 
eine Anlehnung an den Bund deutſcher Frauenvereine erwünſcht 
ſei. Daraufhin wurde von der Auflöſung abgeſehen und Fräu— 
lein Freudenberg mit der Neuorganiſation der Kommiſſion 
beauftragt. 


Es gelang, folgende Mitglieder zu gewinnen, welche ſämmt— 
lich bereits im Intereſſe der Handelsangeſtellten thätig geweſen 
ſind und bei der Gründung von kaufmänniſchen Vereinen und 
Handelsſchulen mitgewirkt haken: Frau Edinger (Frankfurt), 
Frau Hinzkerg (Barmen), Fräulein Ottilie Hoffmann (Bremen), 
Baroneſſe von Kraus (Augsburg), Fräulein von Mumm (Köln), 
Frau Obriſt-Jenicke (Weimar), Frau Scipio (Mannheim), Frau 
Waeſcher (Kaſſel). Dieſe Kommiſſion hat nun im Frühjahr 
1900 ein Flugblatt ausgearbeitet, welches als wirkſames Pro⸗ 
pagandamittel zur Gründung kaufmänniſcher Vereine dienen ſoll. 
Es wendet ſich zugleich an die Handelsgehilfinnen und an die 
Geſchäftsinhaber, welch letztere darauf aufmerkſam gemacht wer— 
den, in wie hohem Grade die durch die Vereine gepflegte beſſere 
Ausbildung des kaufmänniſchen Perſonals, ſowie deren gewiſſen— 
hafte Stellenvermittelung auch ihren Intereſſen förderlich iſt. 

Die Kommiſſion gedenkt bei Gelegenheit der Dresdener 
Generalverſammlung des Bundes einen einheitlichen Arbeitsplan 


aufzuſtellen und gemeinſam zu berathen. 


7. Die Kommiſſion zur Förderung der praktiſchen 
Erwerbsthätigteit und wirthſchaftlichen Selbſtſtändig⸗ 
keit der Frau. 

Die von der Hamburger Generalverſammlung berufene 
Kommiſſion wählte Frau Schwerin zur Vorſitzenden, und war 
nach dem einige Monate ſpäter erfolgten, unerwarteten Tod 
dieſer trefflichen, uns Allen unvergeßlichen Führerin, eine Zeit 
lang ohne Leitung. Im November 1899 übernahm Frau Pro⸗ 
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feſſor Kaſelowsky (Berlin) den Vorſitz in der Kommiſſion, welcher 
folgende Mitglieder angehören: Frau Berg (Nürnberg), Fräulein 
Calmus (Berlin, Fräulein Mecke (Kaſſel), Frau Juſtizrath 
Roſenhain (Berlin), Fräulein Salomon (Berlin) und Frau Anna 
Schmidt (Leipzig). 

Die Kommiſſion hat als erſte Aufgabe in's Auge gefaßt, 
eine Auskunftsſtelle für Frauenerwerb zu ſchaffen. 

Es giebt faſt keine Gelegenheit für Frauen, ſich üker die 
Beſchaffenheit der einzelnen Berufe, über die Ausſichten, die ſie 
bieten, über die erforderliche Vorbildung und dergleichen zu orien— 
tiren. Viele Berufsarten ſind überhaupt neu; aber die Frauen 
ſtehen auch ihren eigenſten altgewohnten Arbeits— und Erwerbs⸗ 
gebieten oft welt- und geſchäftsunkundig gegenüber. Eine Infor— 
mationsſtelle wird deshalb gewiß mit Freuden begrüßt werden. 

Als Vorarkeit hat die Kommiſſion zunächſt die Fertig⸗ 
ſtellung eines Kataloges begonnen, welcher alle Erwerbsmöglich— 
keiten für das weibliche Geſchlecht enthalten ſoll, außerdem 
thunlichſt genaue Angaben über die zu jedem Berufe nothwen⸗ 
dige Ausbildung, ihre Dauer und ihre Koſten, endlich über 
Stellenvermittelung, über die Ausſichten auf Anſtellung, Penſion 
u. ſ. w. Das geſammelte reichliche Material wird ſchon jetzt den 
Bundesvereinen zur Verfügung geſtellt. 

In der Bundesvorſtandsſitzung vom Mai dieſes Jahres 
wurde auf Autrag der Kommiſſion beſchloſſen, die Auskunftsſtelle 
zu einem Informationsbureau über alle Frauenangelegenheiten, 
nach dem Vorkilde des in London beſtehenden Womens Institute 
zu erweitern. Die Leitung derſelben wird, nachdem Fräulein 
Erna Weigert, die der Auskunftsſtelle in ihrer erſten Geſtalt 
vorgeſtanden hatte, von Berlin weggezogen iſt, Fräulein Alice 
Salomon, Schillſtraße 10 übernehmen. 

Der umſtändliche Titel der Kommiſſion iſt in den einer 
„Kommiſſion für Erwerbsthätigkeit der Frau“ umgewandelt 
worden. 


3. Die Kommiſſion für Kinderſchutz. 
Dieſe Kommiſſion hat die Aufgabe, „für die Ueberwachung 
der Pflege und Erziehung verwahrloſter ehelicher und aller außer⸗ 
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ehelicher Koſtkinder durch Aerzte und durch behördlich angeſtellte 
Pflegerinnen, ſowie für Unterbringung in geeigneten Pflege⸗ 
anſtalten“ zu wirken. Auf der Hamburger Generalverſammlung 
hatte Frau Eliſe Berg im Namen der Nürnberger Ortsgruppe 
des Allgemeinen deutſchen Frauenvereins den Antrag vertreten, 
daß der Bund ſich für die Einführung des ſogenannten Leipziger 
Syſtems ausſprechen möge. Das Charakteriſtiſche dieſes Syſtems 
beſteht darin, daß ein ſtädtiſch angeſtellter „Generalvormund“ in 
jeder Gemeinde für alle unehelichen Kinder eingeſetzt wird, und 
daß die Gemeinde außerdem eine genügende Anzahl von Pfleger— 
innen beſoldet, denen die unmittelbare Beaufſichtigung der Koſt⸗ 
kinder obliegt. Die Referentin entwarf ein ergreifendes Bild 
der grauenhaften Verwahrloſung, der ſelbſt in unſeren geordneten 
Zuſtänden noch Tauſende und Tauſende armer Menſchenkinder 
preisgegeben ſind. Nur dadurch kann ſolchem Elend wirkſam 
geſteuert und kann unſer Volk vor einem beſtändigen Zuſtrom 
verwilderter und verkommener Elemente bewahrt werden, daß 
Frauen bei der Pflege dieſer armen Ausgeſtoßenen, der elterlichen 
Fürſorge Beraubten Hand anlegen. Denn nur das geſchärfte 
Auge der Frau, nur der erfahrene mütterliche Sinn erkennt und 
beurtheilt richtig, ob und was an den beklagenswerthen Kleinen 
geſündigt wird. 

Die Anſtellung eines Generalvormundes bietet den un— 
ermeßlichen Vortheil, daß dadurch die competente überwachende 
und fürſorgende Inſtanz für jedes uneheliche Kind ſtets von 
vornherein zur Stelle iſt, und daß mit dem Suchen und Heran— 
ziehen der natürlichen Verſorger keine Zeit verloren zu werden 
braucht, in der das kleine Weſen des Schutzes entbehrt. Der 
Generalvormund kann auf ſofortige und regelmäßige Zahlungs⸗ 
leiſtung der Väter dringen, die bekanntlich in den meiſten Fällen 
ſchwer zu erlangen iſt, und deren Ausbleiben gewöhnlich den erſten 
Grund für die Vernachläſſigung der Ziehkinder durch ihre Pflege— 
eltern abgiebt. 

Die Vorſitzenden der Kommiſſion, Frau Berg und Frau 
von Forſter (beide in Nürnberg), haben über das Thema „Kinder- 
ſchutz“ auf der Generalverſammlung des Allgemeinen deutſchen 
Frauenvereins in Königsberg und auf dem Allgemeinen baye- 
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chen geſprochen, und ſowohl Publikum 
den, von eingehender Zachkenntniß 
jafteſte intereſſirt. 


riſchen Frauentag in Mün 
wie Behörden durch ihre bere 
zeugenden Darlegungen aufs lebl 


Am 2. November 18599 ind offizielle Eingaben an die 
Magiſtrate von Nürnberg und München ergangen. 
merzienrath Emilie Reif (Nürnberg) hat ſich in großherziger 
Weiſe bereit erklärt, die geſammten Unk 
den Kinderſchutz zu tragen. 


Außer den drei genannten Damen gehören der Kommiſſion 
Frau 


Frau Mont 


oſten der Agitation für 


an: Frau Hopf, Fräulein König, Fräulein Mesthaler, 
Schiller (ſämmtlich in Nürnberg) 


